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nal- und Landespolitik in Nordrhein-Westfalen. Sie führt
kommunale Wissenschaft und Praxis, Kommunalrecht und
Kommunalpolitik zusammen. Die Zeitschrift hat sich als
Diskussionsforum für neue Entwicklungen in der kommu-
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Die 1946 erstmals verlegte Fachzeitschrift STÄDTE- UND

GEMEINDERAT ist das offizielle Organ des Städte- und 
Gemeindebundes Nordrhein-Westfalen. Als Spitzenver-
band kreisangehöriger Städte und Gemeinden repräsen-
tiert dieser rund 9 Mio. Bürger und Bürgerinnen sowie 
86 Prozent der Ratsmitglieder in Nordrhein-Westfalen.

STÄDTE- UND GEMEINDERAT enthält monatlich aktuelle 
Informationen aus den zentralen Interessengebieten der
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Frau Becker, Städte- und Gemeindebund NRW,
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FAX: 02 11/45 87-292
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EDITORIAL

dr. bernd Jürgen schneider
Hauptgeschäftsführer stgb nrW

seit 100 Jahren können frauen in deutschland wählen 

und können in politische Vertretungen gewählt werden. 

die junge Weimarer republik war damals Vorreiter in 

europa. Heute regieren eine bundeskanzlerin und eine 

Ministerpräsidentin in deutschland. Ministerinnen, 

Professorinnen, bürgermeisterinnen sind eine 

selbstverständlichkeit. alles gut also? 

nicht ganz. noch immer sind frauen in den räten und an 

der stadt- oder gemeindespitze unterrepräsentiert.

alle  formalen Hürden sind weggefallen, doch welche 

informellen Hürden hindern heute noch viele frauen, 

sich in der Kommunalpolitik zu engagieren? Wir müssen 

die ursachenforschung selbstkritisch betreiben.

eine große Verantwortung tragen hierbei die politischen

Parteien. sie haben es in der Hand, frauen für dieses 

engagement zu werben. aber sie müssen ihnen auch 

genügend raum in den Wahllisten geben. die nrW-

Kommunalwahl 2020 rückt näher.

dann müssen die arbeitsbedingungen der 

Kommunalpolitiker/innen und bürgermeister/innen 

noch familienfreundlicher werden. Kürzere, effektivere 

ratssitzungen, flexible Kinderbetreuung - all dies könnte

frauen dazu bewegen, sich schon während der

familienphase in ihrer stadt oder gemeinde zu 

engagieren. denn ihr sachverstand ist unverzichtbar. 

auch wenn ein stück weit normalität eingekehrt ist - 

der umgang mit flüchtlingen und asylsuchenden stellt 

weiterhin eine große Herausforderung für die nrW-

Kommunen dar. Mitte september wurde bekannt, was 

die unterbringung und Versorgung jährlich kostet: deutlich

mehr, als bisher den städten und gemeinden erstattet 

wurde. Hier muss das land nachlegen. sonst können 

die Kommunen keinen soliden Haushalt mehr aufstellen. 

das gilt umso mehr im Zusammenhang mit geduldeten und

ausreisepflichtigen - annähernd 70.000 in nrW. für diese

zahlt das land ab dem vierten Monat nach rechtskräftiger

ablehnung des asylantrags nichts mehr. gleichzeitig sind

diese Menschen viele Monate oder Jahre noch hier. die

Kommunen haben keine Mittel, um die rückführung oder

ausreise zu beschleunigen. also dürfen sie auch nicht für die

finanziellen folgen in Haftung genommen werden.

Hier ist in den vergangenen Jahren - berechtigt oder nicht -

vielfach ein gefühl der ohnmacht entstanden. dies hat

rechtsextremen und Populisten in die Hände gespielt. es ist

sache von land und bund, durch eine solidarische 

finanzpolitik gegenüber den Kommunen das verlorene 

Vertrauen zurückzugewinnen. 

Mehr Frauen bitte 

die fachzeitschrift für Kommunal- und
landespolitik in nordrhein-Westfalen

STÄDTE- UND GEMEINDERAT
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BÜCHER UND MEDIEN

Nordrhein-Westfalen 
in Europa
Festschrift zum 70-jährigen Jubiläum der amt  li-
chen Statistik für Nordrhein-Westfalen, hrsg. v.
Landesbetrieb Information und Technik NRW, DIN
A 4, 92 S., im Internet kostenlos herunterzuladen
unter www.webshop.it.nrw.de 

am 1. Juli 1948 wurde das statistische lan-
desamt für das damals noch junge bundes-
land nordrhein-Westfalen gegründet.

damit stehen seit mehr als 70 Jahren objektive und über die Jahre
vergleichbare statistische informationen über nrW und seine bür-
ger/innen zur Verfügung. dieser reiche schatz an informationen
wird im ersten teil der festschrift genutzt, um die besonderheiten
des landes darzustellen. schaubilder und Karten machen dabei die
entwicklung deutlich. im zweiten teil werden geschichte und auf-
gaben der amtlichen statistikstelle beleuchtet. 

ElternZOOM 2018
Schwerpunkt: Elternbeteiligung an der KiTa-
Finanzierung, hrsg. v. d. Bertelsmann Stiftung,
A 4, 20 S., im Internet kostenlos herunterzula-
den unter www.bertelsmann-stiftung.de 

die bertelsmann stiftung veröffentlicht im
ländermonitor frühkindliche bildungssys-
teme jährlich daten und fakten zur situa-
tion der Kindertagesstätten (Kita) in allen
bundesländern. Zum zweiten Mal wurden
nun auch eltern interviewt, deren Kinder
eine Kita besuchen. gefragt wurde nach Meinungen und Wünschen
zur deutschen Kita-infrastruktur sowie nach der beteiligung der eltern
an der Kita-finanzierung. die ergebnisse der befragung inklusive einer
Handlungsempfehlung können in der broschüre nachgelesen werden.

Referenzarchitektur für 
E-Partizipationssoftware

Handreichung zu Anforderungen für E-Partizi-
pationssoftware, hrsg. v. d. Geschäftsstelle IT-
Planungsrat im Bundesinnenministerium / Ge-
schäftsstelle IT-Planungsrat, A 4, 108 S., im Inter-
net kostenlos herunterzuladen unter www.it
-planungsrat.de 

es gibt mittlerweile viele Möglichkeiten, bür-
ger/innen über das internet an politischen Pro-
zessen zu beteiligen. in der Handreichung
werden technische anforderun- gen an eine
gute e-Partizipationspraxis mit einem auf die

nutzenden fokussierten ansatz in den blick genommen. Wichtige funk-
tionen für die zentralen anwendungsszenarien von online-beteiligungs-
verfahren werden hergeleitet und mit Hinweisen auf funktionale details
ergänzt. darauf aufbauend wird eine softwarearchitektur beschrieben,
die alle bausteine zu einem modularen gesamtsystem verbindet. 

ElternZOOM 2018
Schwerpunkt: 

Elternbeteiligung an der KiTa-Finanzierung

www.it.nrw.de

Nordrhein-Westfalen in Europa 
Festschrift zum 70-jährigen Jubiläum der amtlichen Statistik 
für Nordrhein-Westfalen

Handreichung zu Anforderungen  
für E-Partizipationssoftware

Referenzarchitektur 
für E-Partizipations-
software 

Online-Portal Integration 27  Bücher  24                                   
Titelfoto: Kristin Gründler - Fotolia
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8Ergebnisse der Studie „Macht zu 
gleichen Teilen“ der EAF Berlin  

  von Helga Lukoschat

Die Landesarbeitsgemeinschaft kommunaler
Frauenbüros/Gleichstellungsstellen in NRW 

Mentoring-Programm für kommunale Gleich-
stellungsbeauftragte in Nordrhein-Westfalen    

12
von Silke Tamm-Kanj

� Das Bürgermeister-
innen-Netzwerk des Städte-
und Gemeindebundes NRW
von Annette Große-Heitmeyer

14
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NACHRICHTEN

Sieger im Landeswettbewerb 
„Unser Dorf hat Zukunft“
die gewinner des landeswettbewerbs „unser dorf hat Zukunft“
2018 stehen fest. Jeweils eine gold-Medaille erhielten die dörfer
Himmighausen in der stadt Nieheim, Louisendorf in der gemeinde
Bedburg-Hau, Lückert in der stadt Hennef, Schaephuysen in der ge-
meinde Rheurdt sowie Sögtrop in der Stadt Schmallenberg. sie ver-
treten nordrhein-Westfalen im Jahr 2019 beim bundeswettbewerb
„unser dorf hat Zukunft“. neben den gold-dörfern wurden weitere
25 dörfer mit silber- und 14 dörfer mit bronze-Medaillen geehrt. Mit
insgesamt 44 erfolgreichen dörfern liegt nrW erneut bundesweit
an der spitze. 

Zehn Jahre Ehrenamtskarte in 
Nordrhein-Westfalen
250 städte, gemeinden und landkreise haben die ehrenamtskarte
eingeführt und an mehr als 43.000 besonders engagierte bürger/
innen ausgegeben. Mit dem gemeinschaftsprojekt würdigen land
nrW und Kommunen seit 2008 bürger/innen, die sich mindestens
fünf stunden in der Woche oder 250 stunden im Jahr ohne pauschale
aufwandsentschädigung ehrenamtlich engagieren. die inhaber/
innen der ehrenamtskarten erhalten damit nicht nur ein dankeschön
für ihren einsatz. sie können zudem landesweit mehr als 4.000 Ver-
günstigungen und sonderaktionen in öffentlichen und privaten ein-
richtungen sowie bei unternehmen in anspruch nehmen.

Bahnhof des Jahres im Hochsauerland
der „bahnhof des Jahres 2018“ liegt in der stadt Winterberg. deren
bürgerbahnhof wurde gemeinsam mit dem bahnhof im hessischen
eppstein von der „allianz pro schiene“ ausgezeichnet. der im Herbst
2017 eingeweihte neubau in dem bekannten skiort sei „futuristisch,
glasklar und farbenfroh“ und stelle mit einer abstrahierten ski-
sprungschanze auf dem dach einen bezug zur region her, hieß es
zur begründung. Zugleich fungiere der fahrkartenschalter in der
Halle als städtisches bürgeramt. bürger/innen erhielten dort neben
Zugtickets auch Personalausweis oder geburtsurkunde. 

Fusion von Provinzial NordWest und
Rheinische Provinzial
die Versicherungskonzerne Provinzial nordWest und rheinische Pro-
vinzial wollen sich zum 1. Januar 2019 zusammenschließen. damit
entstünde der größte öffentliche sach- und lebensversicherer mit
einem beitragsvolumen von fast sechs Mrd. euro. die Konzernzen-
tralen in Münster, düsseldorf und Kiel sollen weitgehend erhalten
bleiben. die Holding des fusionierten instituts soll in Münster und
der sitz des gemeinsamen sachversicherers mit dem Vertriebsge-
schäft in düsseldorf angesiedelt werden. Kiel soll der standort einer
lebensversicherung sowie der Provinzial nord brandkasse ag sein.
anteilseigner der beiden unternehmen sind sparkassenverbände und
landschaftsverbände.

                                   Europa-News 31 Gericht in Kürze  32 
    

  Thema netzwerk Frauen
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18

Das Frauennetzwerk 
Städte Region Aachen  
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22
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25

20
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as Jahr 2018 ist ein bedeutendes Jubiläumsjahr.
seit 100 Jahren dürfen frauen wählen und ge-

wählt werden - ein Meilenstein in der geschichte der
demokratie in deutschland. dieses stimmrecht, wel-
ches hartnäckig erstritten wurde, stellt die grundlage
für die gleichberechtigung von frauen und Männern
dar und ermöglicht auch frauen die politische teilhabe. 
dennoch sind seit 1919 die frauen in keinem deutschen
Parlament gleichberechtigt vertreten. die aktuelle 
auswertung der europäischen akademie für frauen in 
Politik und Wirtschaft (eaf) berlin legt die heutigen frau-
enanteile in der Politik offen. demnach wird das bürger-
meisteramt in nordrhein-Westfalen nur zu knapp zehn
Prozent von frauen wahrgenommen. ferner wird deut-
lich, dass der frauenanteil in der Politik im Vergleich zur
vorherigen Wahlperiode zurückgegangen ist. 
um diesem defizit entgegenzuwirken, um frauen die
Möglichkeit zu geben, sich auszutauschen und zu un-
terstützen und ein netzwerk aufzubauen, musste et-
was unternommen werden. daher fand mit unterstüt-
zung des städte- und gemeindebundes nrW unter
dem thema „frauen führen Kommunen“ am 22. März
2018 ein erstes treffen für nordrhein-Westfalen in den
räumen der nrW.bank in düsseldorf statt. 

Großes Interesse eingeladen waren alle bürger-
meisterinnen aus nrW. die starke teilnahme machte

ein großes interesse der Kommunalpolitikerinnen of-
fenbar. selbst bürgermeisterinnen, die zu diesem ter-
min verhindert waren, ließen ausrichten, beim
nächsten treffen dabei sein zu wollen. denn dieses
forum bietet vielen die Möglichkeit, die unterschied-
lichen erfahrungen aus dem bürgermeisteramt und
vielfältige themen aus der Praxis anzusprechen. 
gegenseitiges Kennenlernen war der erste schritt in
einen konstruktiven, belebenden und anregenden
nachmittag. diane Jägers, leiterin der abteilung
gleichstellung im nrW-Ministerium für Heimat, Kom-
munales, bauen und gleichstellung, machte dabei den
anfang. sie gab einen einblick in ihre tätigkeit. daran
schloss sich eine Vorstellung des bestehenden netz-
werks „frauen führen Kommunen“ des bayerischen
gemeindetags für das bundesland bayern an. 
durch den Hauptteil der Veranstaltung führte dr. uta
Kletzing von der eaf berlin, die spannende erfahrun-
gen mitteilte und Handlungsansätze aufzeigte. die
eaf bildet eine schnittstelle zu Politik, Wirtschaft
und Wissenschaft und fördert die gleichberechtigte
teilhabe von frauen und Männern an politischen wie
auch wirtschaftlichen führungspositionen. dabei ist
die eaf eine unabhängige und parteiübergreifende
beratungs- und forschungsorganisation. 

Position bestimmt uta Kletzing stellte drei fragen
in den raum: Wo stehen wir? Wo wollen wir hin?
Was können wir tun? im rahmen eines Workshops
wurden drei themen ausgearbeitet. dabei wurden
die fragen „Was hat mir für meine Kandidatur gehol-
fen? Wie können weitere frauen für die Politik ge-
wonnen werden? Wie können andere frauen unter-

Annette 
Große-Heitmeyer  
ist bürgermeisterin
der gemeinde 
Westerkappeln

DIE AUTORIN

Knapp die Hälfte der 41
Bürgermeisterinnen in

den StGB NRW-Mit-
gliedskommunen kam
zur Auftaktveranstal-

tung eines Bürgermeis-
terinnen-Netzwerks

„Frauen führen Kommunen“ in NRW 
Mit einem treffen im März 2018 gab der Städte- und 
gemeindebund nrW den impuls zu einem bürgermeisterinnen-
netzwerk für unterstützung nach innen und Werbung 
nach außen 
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stützt werden, die Wahl zu gewinnen? Was bräuch-
ten wir, um eine noch erfolgreichere und zufriedene-
re bürgermeisterin zu sein?“ diskutiert und mit lö-
sungsansätzen unterlegt.
Von speziellen Coachings über führungstipps wur-
den unterschiedliche ansätze angesprochen. diese
sind auch für das nächste treffen auf die agenda ge-
setzt. die bandbreite der themen zeigte deutlich,
dass dieses forum belebend und hilfreich ist, um
frauen in ihrem amt zu stärken und weitere frauen
zu ermutigen, sich für dieses amt zur Wahl zu stellen.
gerade bürgermeisterinnen sind vieles zugleich: Ver-
waltungschefin, Managerin des gemeinderates, Ver-
treterin der bürgerinnen und bürger, schließlich zu
Hause Partnerin oder ehefrau und Mutter. dies be-
weist, dass frauen durchaus belastbar sind.
daran zeigt sich, dass frauen diese rolle mit hohem
anspruch und großer einsatzbereitschaft überneh-
men und diesem politischen amt in vollem umfang
gewachsen sind. das forum „frauen führen Kommu-
nen“ soll Vorbild für andere frauen sein und soll frau-
en ermutigen, diese kommunalpolitische laufbahn
einzuschlagen.

Fokus Wahl 2020 auch im Hinblick auf die nrW-
Kommunalwahl 2020 haben frauen die Pflicht, dem
eigenen geschlecht Mut zu machen, sich in der Politik
für das gemeinwohl einzusetzen. Jeder respektive 
jede kann sich politisch einbringen. 

insgesamt wurde deutlich, dass es bei diesem forum
und dieser art netzwerk nicht Ziel sein sollte, die
Männer „aus dem amt zu werfen“. Vielmehr sollten
sich die politischen gruppen stärker mischen. denn
Männer und frauen arbeiten erfahrungsgemäß ge-
meinsam besser und innovativer. Vor diesem Hinter-
grund sollten auch die Männer mehr für die politi-
sche betätigung von frauen werben. 
das positive echo dieser Veranstaltung ließ auf eine
fortsetzung schließen - mit dem Ziel, dass daraus ein
dauerhaftes forum für die frauen im bürgermeister-
amt hervorgeht.                                                                        ◼

Infos zu ersten Ratsfrauen gesucht  nach der Kommunalwahl am 23. feb-

ruar 1919 zogen erstmals drei frauen in den rat der stadt Velbert ein.

Möglich wurde dies durch das im november 1918 eingeführte Wahlrecht,

das frauen das aktive und passive Wahlrecht garantierte. aus anlass des

100-jährigen bestehens des frauenwahlrechts möchte die Kommune

mehr über das leben der ersten weiblichen ratsmitglieder in Velbert -

elisabeth von der Heydt, ida bröcker und Hulda Wiemann - herausfinden.

dazu wurde ein aufruf an die örtlichen Medien sowie an die bürgerschaft

gerichtet, informationen an die städtische gleichstellungsbeauftragte

sabine reucher (e-Mail: gleichstellung@velbert.de ) oder an stadtarchi-

var Christoph schotten zu senden. 

ZUR SACHE

In der Politik sind Frauen
immer noch vergleichs-

weise gering vertreten - auf
Bundes-, Landes- wie auf

kommunaler Ebene
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es kann und muss noch viel getan werden, um mehr Frauen in 
kommunale Führungsämter zu bringen - so eine Studie der eaF berlin 
(europäische akademie für Frauen in Politik und Wirtschaft)

Karriereziel Chefsessel 

rauen sind in der Politik angekommen. durch-
schnittlich beträgt ihr anteil in den Parlamenten

der europäischen union immerhin 30 Prozent. Weib-
liche Politiker sind keine ausnahmeerscheinung
mehr wie noch in den 1950er-, 1960er- und 1970er-
Jahren. es gibt bekannte und erfolgreiche spitzenpo-
litikerinnen in zahlreichen ländern.
doch gerade dort, wo die demokratie ihre basis hat
und wo politische entscheidungen ganz unmittelbar
das lebensumfeld der bürgerinnen und bürger be-
treffen, sind frauen nach wie vor deutlich unterre-
präsentiert. nur rund ein Viertel der stadt- und ge-
meinderätinnen sind frauen. 
am stärksten fehlen frauen in den kommunalen füh-
rungspositionen. eu-weit stagniert deren anteil um die
zehn Prozent, in deutschland durchschnittlich bei 9,6
Prozent. Warum ist das so? Wollen frauen nicht in dieses
amt? sind sie weniger qualifiziert und geeignet? oder
lässt man sie nicht? Warum darf man sich mit diesem
befund nicht länger zufriedengeben und was ist zu tun? 
die Kardinalfrage lautet: Warum brauchen wir mehr
frauen in kommunalen führungspositionen? dafür
gibt es eine reihe von gründen: 

• Kein demokratisches gemeinwesen kann es auf
dauer hinnehmen, dass die Hälfte der bevölkerung
in den politischen entscheidungs- und führungs-

positionen nicht angemessen vertreten ist. dies gilt
im besonderen Maße für die Kommunalpolitik, die
zu recht als basis der demokratie gilt. 

• frauen sind nicht per se die besseren Politikerinnen.
doch sie können aufgrund ihrer orientierung auf
mehrere lebensbereiche und unterschiedlicher le-
benserfahrung wichtige impulse, sichtweisen und
interessen einbringen, die dazu beitragen, die Qua-
lität politischer entscheidungen zu verbessern.

• Kommunalpolitik bedarf eines breiten Pools an
Menschen unterschiedlichen alters sowie unter-
schiedlichen beruflichen wie soziokulturellen Hin-
tergrunds, die in der lage sind, ihre erfahrungen
und ihre lebenszeit einzubringen. bereits heute
wird es - vor allem bei ehrenamtlich oder überwie-
gend ehrenamtlich ausgeübten funktionen - zu-
nehmend schwierig, interessierte und qualifizierte
Menschen zu gewinnen. allein aus gründen der
nachwuchssicherung ist es erforderlich, Kommu-
nalpolitik so zu gestalten, dass sie für frauen wie
auch für andere bevölkerungsgruppen wie etwa
jüngere Menschen attraktiver und besser zugäng-
lich wird.

letztlich geht es darum, Kommunalpolitik zukunfts-
fähig zu gestalten. doch warum ist die unterreprä-
sentanz so hartnäckig?

Dr. Helga Lukoschat
ist Vorsitzende der
eaf berlin (europäi-
sche akademie für
frauen in Politik und
Wirtschaft) 
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Im Europäischen 
Parlament ist mittler-
weile ein Drittel der 
Abgeordneten weiblich

FO
TO

: E
U

RO
PE

AN
 U

N
IO

N
 2

01
8 

- S
O

U
RC

E:
 E

P



 × × × 

 × × × 

KOMMUNAL

GLOBAL

ENGAGIERT

K
O

M
M

UNAL  N
ACHHALTIG  HANDELN

GLOB A L   V E R A N T W O RT U NG  T
R

A
G

E
N

mit ihrer

Akteure von Migration und Entwicklung vernetzen
Kommunale Entwicklungspolitik profi tiert von den Erfahrungen und Perspektiven von 
Migrantinnen und Migranten, die ihr Wissen und ihre Netzwerke in das gemeinsame 
Engagement einbringen. Die Servicestelle Kommunen in der Einen Welt vernetzt und 
berät kommunale Akteure im Handlungsfeld Migration und Entwicklung.

Wir beraten Sie . Telefon: 0228 20 717 - 670 . www.kommunal-global-engagiert.de
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Problem Vereinbarkeit eine barriere stellt in der
tat die zeitliche belastung respektive die Vereinbar-
keit von politischem (ehren)amt mit beruf und fami-
lie dar. Hauptamtliche bürgermeister/innen in
deutschland arbeiten 50 bis 60 stunden pro Woche,
knapp ein drittel bis zu 70 stunden. auch bei den eh-
renamtlichen ist die zeitliche belastung hoch, da das
amt oft zusätzlich zur berufstätigkeit ausgeübt wird.
eine befragung der eaf berlin (europäische akademie
für frauen in Politik und Wirtschaft) zu „frauen füh-
ren Kommunen“ zeigt, dass die Mehrzahl der männ-
lichen bürgermeister in einem eher traditionellen
Partnerschaftsmodell lebt, in dem die Partnerin oder
ehefrau ihm „den rücken freihält“ und sich um das
familienmanagement kümmert. 
bei den frauen stellt sich die situation anders dar. sie
leben eher in Partnerschaften, in denen beide einer
Vollzeitberufstätigkeit oder Karriere nachgehen
(„doppelkarriere-Paare“). Zwar hat auch der großteil
der bürgermeisterinnen Kinder, aber weniger als ihre
männlichen Kollegen. Vor allem sind ihre Kinder „aus
dem gröbsten heraus“. Zusammengefasst: das bür-
germeister-amt ist für Männer mehr oder minder
gleichzeitig mit familie möglich, während frauen
dies bisher in der regel nur in einem deutlichen zeit-
lichen nacheinander geschafft haben.

Häufiger dagegen dieser befund ist vor allem für
den Weg in das amt und die entscheidung für eine
Kandidatur bedeutsam. frauen wägen unter den ge-

Wie die befragungen zeigen, haben zwar oft auch
Männer skrupel wegen der familie, sind dann aber
doch zur Kandidatur bereit. ferner zeigt die befra-
gung, dass frauen weniger strategisch an ihre politi-
sche Karriere herangingen und Männer in der regel
früher und gezielter die Ämter anstrebten - beispiels-
weise ihre netzwerke pflegten, sich in wichtigen
schlüsselpositionen - Vereinsvorsitz und Ähnliches -
sichtbarkeit verschafften und sich dafür auch Zeit
nahmen.

Auswahl von Kandidatinnen bei nominierungs-
verfahren und Kandidat(inn)enauswahl hat die be-
fragung interessante befunde hervorgebracht. auch
wenn Kommunalpolitik zumindest in deutschland
weniger als die landes- oder bundespolitik von Par-
teien dominiert wird, haben diese dennoch eine
wichtige funktion. in der regel gilt, dass die Parteien
die frauen zu wenig „auf dem schirm haben“, sie we-
niger zur Kandidatur ermutigen und unterstützen.
Wenn die Parteien - ausnahmsweise - frauen nomi-
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Nur knapp ein Zehntel der Kommunen und Kreise 
von NRW - hier Wesels Bürgermeisterin 

Ulrike Westkamp - wird von Frauen geleitet In ihrem Wegweiser „Macht zu gleichen Teilen“  hat die EAF Berlin 
Zahlen, Daten und Fakten zu Frauen in der Politik zusammengetragen

gebenen bedingungen sorgfältig ab, ob sie die politi-
sche aufgabe mit ihrer familiären situation in ein-
klang bringen können, und entscheiden sich dann
häufiger als Männer dagegen. 
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nieren, sind diese häufig „Verlegenheitskandidatin-
nen“. sie werden in Konstellationen aufgestellt, in de-
nen die aussicht auf einen sieg eher gering ist - etwa
weil die Partei lange in der opposition war oder weil
wegen anderer umstände die Wahlchancen als ge-
ring eingeschätzt werden. bei den männlichen be-
fragten ist ein solches Muster nicht erkennbar. fast
alle frauen waren die erste bürgermeisterin vor ort
und sehr oft „Überraschungssiegerin“. 
schließlich ist noch das Wahlrecht zu nennen. in
deutschland wie auch in anderen ländern der eu er-
folgt die Wahl in das bürgermeister/innenamt über
eine direktwahl durch die bürgerinnen und bürger.
generell ist im Mehrheitswahlrecht der anteil der
frauen, die schließlich gewählt werden, geringer als
im Verhältniswahlrecht. letzteres eröffnet bessere
Chancen für frauen - unter anderem, weil Wahllisten
quotiert werden können. 

Bündel von Maßnahmen in erster linie sind die
Parteien gefordert, systematisch „nachwuchsförde-
rung“ zu betreiben. Parteien können sich zum bei-
spiel über interne gleichstellungspläne verpflichten,
den anteil weiblicher Kandidatinnen zu erhöhen. 
damit verbunden ist das weite feld der politischen
Kultur, in dem viel Verbesserungspotenzial steckt.
Zum beispiel lassen sich sitzungen effizienter gestal-
ten - unter anderem durch gute Vorbereitung und
professionelle Moderation, die auch fähig ist, die
„Vielredner“ und „Platzhirsche“ einzufangen sowie
abfällige bewertungen über frauen zu unterbinden.
eine moderne Kommunikationskultur käme mit si-
cherheit nicht nur frauen, sondern der Kommunal-
politik insgesamt zugute.
auch die bürgermeisterinnen selbst können dazu bei-
tragen, dass sich die dinge verändern. sie sind rol-
lenvorbild für andere frauen, sie können netzwerke
bilden und als „talent scouts“, die andere frauen ge-
zielt ansprechen, tätig sein.

Berufsbild anpassen schließlich ist ein neues, den
veränderten gesellschaftlichen und wirtschaftlichen
rahmenbedingungen angepasstes berufsbild erfor-
derlich - und zwar sowohl für die Hauptamtlichen als
auch für die ehrenamtlichen und sowohl für Männer 
als auch für frauen. die gesellschaftlichen rollenbil-
der verändern sich, frauen wollen sich in Politik und
beruf einbringen, und umgekehrt wollen immer
mehr Männer auch Zeit für die familie haben und
wünschen sich eine partnerschaftliche aufgabentei-
lung. 
Kommunalpolitik ist ein oftmals anstrengendes und
herausforderndes feld. aber sie ist nutzbringend und
befriedigend und nicht zuletzt von immenser bedeu-
tung für den gesellschaftlichen Zusammenhalt. es
lohnt sich, dafür zu streiten. ◼

• Helga Lukoschat/Jana Belschner (2017): Macht
zu gleichen teilen - ein Wegweiser zu Parität in
der Politik, 2. auflage, eaf berlin. download:
www. frauen-macht-politik.de (Zugriff: 20.12.
2017).

•  Helga Lukoschat/Jana Belschner (2014): frauen
führen Kommunen. eine untersuchung zu bür-
germeisterinnen und bürgermeister in ost und
West, eaf berlin. download: www.frauen-
macht-politik.de (Zugriff: 20.12.2017).

•  Uta Kletzing/Helga Lukoschat (2014): engagiert
vor ort - Wege und erfahrungen von Kommu-
nalpolitikerinnen. Kurzfassung, 3. auflage, bun-
desministerium für familie, senioren, frauen
und Jugend in berlin. download: https://www.
bmfsfj.de/blob/93654/cc181cedaa0de9a08
ae7faf4a71f0086/engagiert-vor-ort-kurzfassung-
data.pdf (Zugriff: 20.12.2017).

•  http://europa.eu/rapid/press-release_Cor-10-
23_de.htm?locale=en

Literatur

Frauenanteil in der Detmolder Politik

seit 100 Jahren dürfen frauen in deutschland wählen und stellen mehr
als die Hälfte der Wahlberechtigten. doch in politischen entscheidungs-
gremien sind Männer meist in der Mehrheit, vor allem auf der kommuna-
len ebene. Wie frauen und Männer in entscheidungsgremien der stadt
detmold vertreten sind, zeigt die ausstellung „die Hälfte der Macht?! es
ist Zeit! Kommunalpolitik braucht frauen“ im detmolder rathaus. die
städtische gleichstellungsbeauftragte Regina Homeyer (foto re.) und Dr.
Evelyn Tegeler, stellvertretende leiterin der VHs detmold-lemgo (li.), 
präsentierten dazu Zahlen bei der ausstellungseröffnung. Während der
frauenanteil im deutschen bundestag mit 31 Prozent historisch niedrig
ist, stagniert er auf
kommunaler ebe-
ne im bundeswei-
ten durchschnitt
bei 27 Prozent. in
detmold liegt er
bei 24 Prozent.
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die landesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros/ 
gleichstellungstellen in nordrhein-Westfalen bündelt die erfahrung 
der expertinnen und entwickelt daraus politische Forderungen

Ein starkes Netzwerk 

icht alle frauen- und gleichstellungsfragen
können vor ort in den rathäusern gelöst 

werden. um die erfahrungen aus allen städten, ge-
meinden und Kreisen nordrhein-Westfalens in die
landespolitik einfließen zu lassen, haben die gleich-
stellungsbeauftragten 1988 das landesweite frauen-
politische netzwerk „landesarbeitsgemeinschaft
kommunaler frauenbüros/gleichstellungsstellen
nrW“ (lag nrW) gegründet. seit 30 Jahren ist dies
das netzwerk der 375 kommunalen frauen- und
gleichstellungbeauftragten in nordrhein-Westfalen,
derzeit die mitgliedstärkste landesarbeitsgemein-
schaft im bundesgebiet.
die lag nrW ist eine eigenorganisation kommuna-
ler frauenbüros/gleichstellungsstellen nach basis-
demokratischem grundprinzip. Mitglied in der lag
nrW können nach der geschäftsordnung nur sein:

• Hauptamtliche gleichstellungs-/frauen-
beauftragte

• gleichstellungsbeauftragte der landschafts-
verbände rheinland und Westfalen-lippe 
sowie des regionalverbandes ruhr

unterstützt durch eine geschäftsstelle mit zwei Mit-
arbeiterinnen arbeiten gewählte sprecherinnen da-
ran, frauen- und gleichstellungsthemen landesweit
zu bündeln. auf diese Weise hat nordrhein-Westfalen
als erstes bundesland eine Vernetzungsstelle für 

kommunale frauen- und gleichstellungsbeauftragte 
geschaffen. 

Unterstützung vom Land die geschäftsstelle wird
durch das nrW-Ministerium für Heimat, Kommuna-
les, bau und gleichstellung finanziert. ihre aufgabe ist
es, die arbeit der kommunalen frauenbüros/ gleich-
stellungsstellen zu koordinieren und mit der arbeit der
anderen wichtigen frauenpolitischen akteurinnen zu
vernetzen. Zudem entwickelt die lag nrW gemeinsa-
me Positionen zu frauen- und gleichstellungspoliti-
schen themen und erarbeitet Materialien sowie Hand-
lungsempfehlungen für die arbeit vor ort.
die lag nrW bringt sich, vertreten durch die gewähl-
ten sprecherinnen, erfolgreich bei der ausgestaltung
von richtlinien, Verordnungen und gesetzen in nord-
rhein-Westfalen ein. auf bundesebene ist die lag
nrW mit anderen landesarbeitsgemeinschaften in
der bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler frau-
enbüros und gleichstellungsstellen (bag) vernetzt. 
die organisationsstruktur der lag nrW hat vier we-
sentliche säulen - die Mitgliederversammlung, die
landessprecherinnen, die facharbeitskreise und die
lag-geschäftsstelle: 

• Mitgliederversammlung: diese ist das entschei-
dungsgremium der lag nrW. sie beschließt frauen-
politische stellungnahmen und resolutionen und

Silke Tamm-Kanj ist
Vorsitzende der 
landesarbeitsgemein-
schaft kommunaler
frauenbüros/gleich-
stellungsstellen nrW

DIE AUTORIN
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Bei der Mitgliederversammlung der LAG NRW im 
Oktober 2017 trafen sich rund 90 Frauen- und Gleich-

stellungsbeauftragte im Dortmunder Rathaus
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legt die inhaltlichen schwerpunkte der arbeit der
lag nrW fest. darüber hinaus bietet sie ein fach-
und diskussionsforum für aktuelle frauenpolitische
themen. die Mitgliederversammlung wählt die lan-
dessprecherinnen und tagt dreimal jährlich. sie ist

offen für gäste, die jedoch
kein stimmrecht haben.

• Landessprecherinnen: die-
se werden von der Mitglie-
derversammlung für die
dauer von zwei Jahren ge-
wählt (rotationsverfahren).
Wiederwahl ist möglich, in
der regel für höchstens
sechs Jahre. die landes-
sprecherinnen führen die
beschlüsse der Mitglieder-
versammlung aus und ver-

treten die lag nrW nach außen, nehmen zu aktuellen
politischen themen, gesetzesinitiativen und Ähnli-
chem stellung und geben öffentliche stellungnah-
men ab.
darüber hinaus sorgen sie für einen kontinuierli-
chen informations- und erfahrungsaustausch. sie
halten Kontakt zu den kommunalen spitzenverbän-
den, Parteien, frauengruppen, Verbänden, institu-
tionen, gewerkschaften, Kirchen und insbesondere
zum zuständigen Ministerium - zurzeit das nrW-
Ministerium für Heimat, Kommunales, bau und
gleichstellung. Weiterhin transportieren sie frau-
en- und gleichstellungsrelevante gesichtspunkte in
die einzelnen organisationen.
die sprecherinnen stellen den Vorstand des förder-
vereins für die landesarbeitsgemeinschaft kommu-
naler frauenbüros/gleichstellungsstellen nrW
(lag nrW). der Vorstand nimmt die angelegenhei-
ten des Vereins wahr und ist verantwortlich für die
beantragung von landes- und eu-Mitteln zur un-
terstützung der arbeit der lag nrW, für die gewin-
nung von sponsorinnen und sponsoren sowie für
die ordnungsgemäße Verwaltung der Vereinsge-
schäfte.

• Facharbeitskreise: diese organisieren sich zu aktu-
ellen oder grundsätzlichen frauenpolitischen the-

men. sie sind vorüberge-
hende oder ständige ein-
richtung innerhalb der
landesarbeitsgemein-
schaft und stehen allen
kommunalen frauen- und

gleichstellungsbeauftragten in der lag nrW offen. 
• ihre arbeitsergebnisse können in beschlüsse der

Mitgliederversammlung einfließen.

• LAG-Geschäftsstelle: diese ist eine anlauf-, Koordi-
nierungs- und servicestelle. sie organisiert Mitglie-
derversammlungen, fortbildungen und fachtagun-
gen, informiert die in der lag nrW vertretenen
frauen- und gleichstellungsbeauftragten zu frau-
enpolitischen ereignissen sowie über aktivitäten
einzelner Kolleginnen vor ort - best-practice-bei-
spiele. darüber hinaus gibt die geschäftsstelle re-
gelmäßig den newsletter heraus, unterstützt die
arbeit der lag-sprecherinnen und wird vom nrW-
Ministerium für Heimat, Kommunales, bau und
gleichstellung finanziert.

Schwerpunkte der Arbeit frauen- und gleichstel-
lungsbeauftragte bearbeiten ein breites spektrum
komplexer themen. in der Verwaltung ist die gleich-
stellungsarbeit eine Querschnittsaufgabe und zieht
sich durch alle arbeitsbereiche. frauenbeauftragte
wirken darauf hin, die benachteiligung weiblicher be-
schäftigter abzubauen und frauen solche berufliche
Chancen zu eröffnen, die ihrer Qualifikation und leis-
tung entsprechen. 
durch die beteiligung an der Personalpolitik sowie
an der entwicklung und umsetzung von gleichstel-
lungsplänen für die jeweilige Verwaltung ist dies das
Hauptarbeitsgebiet. in der stadt oder dem Kreis wir-
ken frauen- und gleichstellungsbeauftragte auf den
abbau der diskriminierung von frauen hin sowie auf
deren gleichberechtigte teilhabe am gesellschaftli-
chen, wirtschaftlichen und kulturellen leben. um
dies zu erreichen, ist das arbeitsfeld der gleichstel-
lungsbeauftragten breit gefächert. ihre zentralen
themen sind:

•  frauen und erwerbsleben
•  arbeitsmarkt- und strukturpolitik
•  soziale sicherung von frauen
•  frauen in Partnerschaft und familie
•  gewalt gegen frauen
•  frauen und gesundheit
•  frauen und stadtplanung
•  geflüchtete frauen
•  ausbau von frauennetzwerken

die lag nrW nimmt zu diesem spektrum frauen-
und gleichstellungspolitischer themen stellung 
und sorgt für den erfahrungs- und informations-
austausch zwischen frauen- und gleichstellungs-
beauftragten. dazu gibt es innerhalb der lag nrW
themenbezogene facharbeitskreise. die arbeitser-
gebnisse werden allen frauen- und gleichstellungs-
beauftragten zugänglich gemacht. die lag nrW 
informiert die Öffentlichkeit über Ziele kommunaler
frauenbüros und gleichstellungsstellen. ◼

Die LAG NRW bietet ihren
Mitgliedern ein Forum 
für den landesweiten Aus-
tausch von Informationen
und Erfahrungen

Sprecherinnen der Landes-
arbeitsgemeinschaft trafen
sich im September 2017 mit
Ina Scharrenbach, NRW-Mi-
nisterin für Heimat, Kom-
munales, Bau und
Gleichstellung (4. v. rechts)FO
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das Mentoring-Programm der landesarbeitsgemeinschaft
kommunaler Frauenbüros/gleichstellungsstellen nrW stärkt
junge kommunale gleichstellungsbeauftragte in ihrer tätigkeit 

Von Frau zu Frau
auftragten vor einem grundlegenden Wandel. lang-
jährig erfahrene Mitarbeiterinnen scheiden aus al-
tersgründen aus, und junge nachwuchskräfte rücken
nach. nicht selten werden neben der Zuständigkeit
für gleichstellung von frauen und Männern auch an-
dere aufgaben übertragen, was zu rollenkonflikten
und zeitlicher Überforderung führen kann.

Wissenstransfer in dieser situation ist es sinnvoll, die
„neuen“ Kolleginnen  zu unterstützen, einen Wissens-
transfer zu organisieren und den langjährigen erfah-
rungsschatz der ehemaligen „Pionierinnen“ zu sichern,
um eine nachhaltige gleichstellungsarbeit zu gewähr-
leisten. dabei bietet sich die bewährte Methode des
Mentoring an. die in der regel einjährigen Projekte ha-
ben unterschiedliche Zielsetzungen. im Mittelpunkt ste-
hen rollenfindung, selbstmanagement und Konflikt-
management, aber auch das ausloten der verwaltungs-
internen und externen Möglichkeiten, frauenpolitische
Positionen zu verankern. gesetzliche grundlagen finden
sich in artikel 3 grundgesetz sowie in der gemeindeord-
nung, dem allgemeinen gleichbehandlungsgesetz,
dem landesgleichstellungsgesetz und in Hauptsatzun-
gen. Weitere Ziele des Mentoring sind:

• durchsetzungsstrategien in gremien, ausschüssen
und rat

entoring ist ein effizientes instrument der Per-
sonalentwicklung, um insbesondere auf zu-

künftige führungsaufgaben und verantwortungsvol-
le Positionen vorzubereiten. beruflich erfahrene
Personen vermitteln auf der ebene der persönlichen
beziehung ihr fachliches Wissen und erfahrungswis-
sen an die Mentee - sprich: die lernende Person. 
Ziel ist es, über einen gesteuerten Prozess auf einer
persönlichen ebene - den individuellen spielraum
nutzend - die entwicklung der Mentee bei ihrer per-
sönlichen und beruflichen entwicklung sowie Kom-
petenzerweiterung zu unterstützen. dabei geht es
vor allem um ausbildung, Persönlichkeitsentwick-
lung, strategien, fortbildung, Karriere und netzwerk-
arbeit. der landesarbeitsgemeinschaft kommunaler
frauenbüros/gleichstellungsstellen (lag nrW) ist es
äußerst wichtig, auch den personellen Wechsel in
den kommunalen gleichstellungs- und frauenbüros
qualitativ sicherzustellen. 
nach nunmehr 30 Jahren befindet sich die situation
der kommunalen gleichstellungs- und der frauenbe-

M

In dem Programm
bilden erfahrene 

Frauenbeauftragte 
und jüngere Kollegin-

nen ein Tandem 
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Vorsitzende der 
landesarbeitsgemein-
schaft kommunaler
frauenbüros/gleich-
stellungsstellen nrW
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• initiierung und Moderation von arbeitsgruppen
• aktive Öffentlichkeitsarbeit, entwicklung von bünd-

nissen und netzwerken
• nutzung regionaler und überregionaler Kontakte

und netzwerke
• Work-life-balance und abgrenzungsstrategien
• entwicklung eines nachhaltigen Mentoringkonzep-

tes, etwa ein permanenter Mentorinnen-Pool für
neueinsteigerinnen

Aufbau der Tandems Mentees sind Kolleginnen,
die ihr amt in den zurückliegenden zwei Jahren an-
getreten haben, oder solche, die von umstrukturie-
rungsprozessen in der Verwaltung besonders betrof-
fen sind - beispielsweise durch Übernahme
zusätzlicher aufgaben. die Mentees erhalten ihr
Coaching im rahmen ihrer dienstlichen aufgaben,
werden hierfür freigestellt und den Kostenbeitrag
übernimmt der arbeitgeber.
Mentorinnen sind ehemalige kommunale gleichstel-
lungsbeauftragte - teilweise heute in anderen funk-
tionen tätig - oder langjährige kommunale gleich-
stellungsbeauftragte. die Mentorinnen arbeiten
ehrenamtlich oder nach Möglichkeit im rahmen ihrer
dienstlichen aufgaben, sofern sie noch im amt sind.

35mal erfolgreich das Mentoring-Programm wur-
de dreimal durchgeführt, und insgesamt haben 35
tandems teilgenommen. auch die leitung ist pas-
send zum Projektinhalt mit einer ehemaligen und ei-
ner amtierenden lag-sprecherin besetzt. Jedes Pro-
gramm erstreckt sich über ein Jahr. 
nach den anmeldungen werden die geeigneten tan-
dems - Mentorin und Mentee - zusammengestellt.
das Programm beginnt mit einer ganztägigen auf-
taktveranstaltung mit fortbildungsanteilen mit einer
professionellen, externen Moderation - inhalte unter

anderem: Kennenlernen, Was
kann Mentoring leisten? Men-
toring-Vereinbarung, Zielver-
einbarungen treffen. nach 
etwa fünf Monaten findet ein
Zwischenworkshop mit inhalt-
licher gruppenarbeit zwischen
Mentees und Mentorinnen
statt: aufspüren von themen
für das zweite Halbjahr,
schwerpunktsetzung, ermitt-
lung von fortbildungsbedarf
und vieles mehr.
das Projekt endet mit einem
abschlussworkshop, in dem 
unter anderem gruppenarbeit
zu schwerpunktthemen durch-
geführt wird sowie ein erfah-
rungsaustausch, bildung von
netzwerken und die aushändi-
gung des Zertifikats stattfindet.
darüber hinaus wird jeder ein-
zelne  Projektdurchlauf evalu-
iert.             ◼

Träger des Projekts sind die landesarbeitsgemeinschaft kommunaler frau-

enbüros/gleichstellungsstellen (lag) nrW sowie das nrW-Ministerium für

Heimat, Kommunales, bau und gleichstellung. die organisation obliegt der

lag-geschäftsstelle mit einer steuerungsgruppe aus einer lag-sprecherin

und einer Koordinatorin. es gibt mindestens sieben und höchstens zwölf

tandems. die Moderation wird von einer externen fachkraft wahrgenom-

men. der teilnehmerinnenbeitrag liegt bei 300 euro.

Die erste Runde des Mentoring-Programms
„Von Frau zu Frau“ für kommunale Gleichstellungs-

beauftragte in NRW fand 2013/2014 statt

ZUR SACHE

Kommunales Open Government 
in NRW

Hrsg. v. NRW-Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und 
Energie, Beauftragter der Landesregierung für Informationstechnik (CIO), 
Geschäftsstelle Open.NRW, A 4, 80 S., im Internet herunterzuladen unter www.
open.nrw.de 

Zehn Kommunen in Nordrhein-Westfalen - von der Großstadt bis zur kleinen Gemeinde -
wurden im Rahmen des Pilotprojektes „Kommunales Open Government in NRW“ ausge-
wählt und zeigen mit ihren unterschiedlichen Projekten, wie Transparenz, Partizipation
und Zusammenarbeit durch offenes Regierungs- und Verwaltungshandeln realisiert 
werden können. Die in der Publikation vorgestellten Projekte reichen dabei von einem 
digitalen Stadtarchiv über ein interkommunales Transparenzportal für Gremiendaten bis
hin zu offenen Daten im Schulunterricht. 

BUCHTIPP
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Erfahrung des „gemeinsam sind wir stark“
Das Frauennetzwerk in der StädteRegion Aachen organisiert seit 
25 Jahren die Meinungsbildung rund um Fragen der Gleichstellung
und betreibt erfolgreich Bildungs- sowie Lobbyarbeit 

m Frauennetzwerk StädteRegion Aachen sind seit
1993 mehr als 50 Frauenorganisationen und Vertre-

terinnen unterschiedlicher Institutionen zusammen-
geschlossen. Sie alle vereint das Motto „Gemeinsam
sind wir stark“. Sie verfolgen das Ziel, Frauen in allen
Lebensbereichen durch gemeinsames Arbeiten von
und für Frauen zu fördern. 
Das Frauennetzwerk ist ein Lobbynetzwerk, das die
Anliegen von Frauen nach vorne bringt. Denn ohne
Information, Bildung und sinnvolle Vernetzung sind
Unabhängigkeit und Gleichberechtigung für Frauen
nicht zu erreichen. 
Das Frauennetzwerk blickt auf eine Reihe von Erfol-
gen zurück, die zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit
für Frauenfragen beigetragen haben. Das Netzwerk
hat überparteiliche Bündnisse geschlossen und aus-
gebaut. Es ist die fachliche Partnerin vor Ort und hat
die Zusammenarbeit mit Politik und Verwaltung aus-
gebaut. 
Mit ihrem Engagement haben die Frauen in den zu-

rückliegenden Jahren eine wichtige Basis für die
Gleichberechtigung in Aachen gelegt. Heute ist das
Frauennetzwerk eine feste Größe in der Aachener Ge-
sellschaft. Im Laufe der Zeit haben sich die Themen
gewandelt. Nicht aber die Relevanz des Netzwerks:
Denn nach wie vor gibt es viele Herausforderungen
zu bewältigen. 

Entstehung in 1980er-Jahren Aus dem Frauen-
ausschuss, einem eher caritativ orientierten Bündnis
aus den Nachkriegsjahren, entwickelte sich in den
1980er-Jahren das Frauennetzwerk. In dieser Zeit
wurden zahlreiche Frauennetzwerke im Land NRW
auf Initiative der damaligen „Frauenministerin“ Ilse
Ridder-Melchers gegründet. Über einzelne Frauen-
beauftragte hinaus sollten sich interessierte Frauen
aus allen gesellschaftlichen Bereichen zusammen-
schließen und gemeinsam für die Gleichstellung
kämpfen. 
Bessere Kontakte untereinander sollten Frauen dabei

I

Ein Banner, gestaltet für das Jubiläum des Frauennetzwerks StädteRegion Aachen, geht auf Reisen durch alle angeschlossenen Einrichtungen

Sibylle Keupen  ist 
Vorsitzende des
Frauennetzwerks
StädteRegion Aachen
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unterstützen, ihre beruflichen Chancen im arbeitsle-
ben zu verbessern und die gesellschaftliche stellung
in der Kommune zu stärken. das netzwerk ermög-
licht den frauen, in einer größeren gruppe politisch
wirksam zu werden - ganz nach dem Motto „gemein-
sam sind wir stark”. 

Impuls vom Land die entwicklung auf landesebe-
ne war die initialzündung, auch in der stadt aachen
aktiv zu werden. anfang der 1990er-Jahre mobilisier-
ten gründungsfrauen in aachen frauen für ein netz-
werk aus unterschiedlichen frauenorganisationen,
um einen raum für den austausch politischer the-
men zu schaffen. durch gemeinsames arbeiten und
die solidarische unterstützung konnten informatio-
nen gebündelt, argumentationskraft gestärkt und
kritische impulse im frauendiskurs in aachen gesetzt
werden. 
rasch erklärten sich interessierte institutionen be-
reit, mitzumachen. auf initiative des frauenbüros
traf sich im oktober 1993 das frauennetzwerk zum
ersten Mal. frauen aus 34 institutionen der bereiche
Wirtschaft, beratung, Qualifizierung, gesellschafts-
politik und soziales beschlossen, als freier Zusam-
menschluss engagierter organisationen mit dem Ziel
der frauenförderung zukünftig zusammenzuarbei-
ten. seitdem tragen die zahlreichen Mitglieder als
spiegelbild der gesellschaft das frauennetzwerk. im
laufe der Jahre kamen die politischen Parteien und
Kirchen hinzu. 

Gesellschaftliche Akzeptanz seitens der aache-
ner gesellschaft wurde die entwicklung des frauen-
netzwerks zunächst kritisch begleitet. lange Zeit war
das frauennetzwerk keine selbstverständlichkeit. ei-
ne solche Vernetzung wurde als störend empfunden
und galt in dieser Zeit als allzu feministisch und poli-
tisch einseitig. das streben nach mehr Mitbestim-
mung von frauen war neu - und der männlich ge-
prägten gesellschaft suspekt. 
in den anfangsjahren gab es bei den großen Vereinen
und Verbänden eine eher ablehnende Haltung ge-
genüber einer Mitgliedschaft im frauennetzwerk,
das zunächst als „frauengedöns“ abgetan wurde. Mit
der Zeit öffneten sich die männlich dominierten
Kammern und andere konservative institutionen der
frauenpolitischen arbeit. das frauennetzwerk er-
starkte zunehmend als sprachrohr für politische the-
men und gewann damit an bedeutung. 

Weg in die Öffentlichkeit um die Position von
frauen zu stärken und sich in Männerdomänen ge-
hör zu verschaffen, musste mehr aufmerksamkeit für
frauenspezifische themen in der Öffentlichkeit ge-
schaffen werden. die Präsenz in den Medien wurde
verstärkt, es wurden stellungnahmen veröffentlicht,
frauenkonzepte erarbeitet sowie vielfältige informa-
tionsveranstaltungen und aktionen durchgeführt. 

auch die lobbyarbeit hat sich durch Mitgliedschaft
der Parteien im netzwerk verbessert. das frauen-
netzwerk arbeitete gleichzeitig zu bundes- und lan-
desthemen und übertrug diese themen auf die
kommunale ebene. umgekehrt wurden wichtige er-
fahrungen von unten nach oben auf höhere ent-
scheidungsebenen zurückgespiegelt. 

Feste Struktur ganz im Zeichen der Professionali-
sierung stand die Vereinsgründung im Jahre 2002.
der lose Verbund von Mitgliedsorganisationen wurde
institutionell abgesichert. solide organisatorische
und finanzielle rahmenbedingungen waren wichtig,
um die inhaltliche arbeit in den ausschüssen und
Projektgruppen voranzutreiben und in deren berei-
chen effizient sowie zielgerichtet zu arbeiten. 
in den anfangsjahren war das frauennetzwerk stets
als ganzes aktiv. im Zuge der Professionalisierung
wurde die arbeit stärker nach themen und interes-
sengebieten differenziert, die in den jeweiligen fach-
ausschüssen bearbeitet werden. diese sind das Herz-
stück des netzwerks. Hier arbeiten frauen aus den
jeweiligen fachbereichen inhaltlich intensiv zusam-
men, entwickeln gemeinsam Veranstaltungen und
bringen sich in die politische und gesellschaftliche
diskussion mit ihren jeweiligen themen zielgerichtet
ein.

Flexibel reagieren die ausschüsse und Projekt-
gruppen erlauben eine dynamische inhaltliche ar-
beit, die flexibel auf neue inhaltliche wie strukturelle
anforderungen reagieren kann. so arbeiten in eini-
gen fachausschüssen expert(inn)en aus externen
einrichtungen mit, die zwar nicht Mitglied, aber fach-

                

Ziele des Frauennetzwerks sind Vernetzung, Zusammenarbeit, Austausch, 
Solidarität, Transparenz und Information von Frauen in der StädteRegion Aachen
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die unter-
stützung von

Frauen in der 
kommunalpolitik
ist angelegenheit
der Parteien

lich von großer bedeutung sind - etwa die Polizei
im fachausschuss gewalt.
Über viele Jahre hinweg veranstaltete das frauen-
netzwerk eine Messe für frauen (fam) im Messe-
zentrum der stadt aachen. Hier konnte eine öf-
fentliche Plattform für den austausch und die
praktische auseinandersetzung in Workshops und
Podiumsgesprächen geschaffen werden. geblie-
ben ist die frauenbildungswoche, die seit zehn
Jahren einmal jährlich 50 Kompaktworkshops für
mehr als 500 frauen aus der region anbietet. dies
geschieht im Verbund mit sechs bildungsträgern
aus dem netzwerk rund um die themenfelder
„business“, „lifestyle“, „Kreativität“ und „Persön-
lichkeitsentwicklung“.

Heute prägender Faktor in den vergangenen
25 Jahren hat sich vieles getan in aachen in sachen
frauenbewegung. das frauennetzwerk prägt
maßgeblich die sicht auf frauenthemen in aa-
chen. neben den inhaltlichen Highlights und er-
rungenschaften gab es zahlreiche fachveranstal-
tungen, welche die öffentliche Wahrnehmung von
frauen- und genderthemen in der aachener ge-
sellschaft veränderten. 
die frauenvernetzung macht heute nicht mehr an
kommunalen grenzen halt. Mit gründung der
städteregion aachen 2009 wurde das netzwerk
erweitert und konnte neue Mitglieder gewinnen.
euregionale Kontakte nach belgien und in die nie-

derlande werden ausgebaut, um die Chancen der
euregio als „europa im nahraum“ im grenzgebiet
aachen für die frauenvernetzung zu nutzen, um
gemeinsame politische initiativen und Veranstal-
tungsformate zu entwickeln sowie zu erproben,
um Wissen zu transferieren und um voneinander
zu lernen. 
insgesamt verfügt das frauennetzwerk heute über
eine enorme themenbreite, die fachlich durch die
Mitglieder fundiert ist. die netzwerkfrauen sind
Meisterinnen der diversität. sie müssen vielfältige
rollenerwartungen in einklang bringen und zwi-
schen den unterschiedlichen anforderungen eine
balance herstellen. 
in der Öffentlichkeit wird das netzwerk als kompe-
tenter Zusammenschluss wahrgenommen, der in
allen frauenpolitischen fragen gehört wird. im
netzwerk selbst profitieren die Mitgliedsfrauen von
kurzen Wegen in der Kommunikation, direktem in-
formationsaustausch und einer gemeinsamen stra-
tegischen Planung in der frauenpolitik. ◼

Über Stand und Perspektiven der gleichstellung und 
Frauenförderung sprach Städte- und geMeinderat mit 
diane Jägers, abteilungsleiterin im nrW-Ministerium 
für heimat, kommunales, bau und gleichstellung

STÄDTE UND GEMEINDERAT: Gleichstellung von Frauen und
Männern in der Politik - welchen Stand haben wir da
erreicht?

Diane Jägers: Wenn ich formal antworten wollte,
würde ich sagen: Wir haben eine rechtliche gleich-
stellung erreicht. aber die tatsächliche gleichstellung
hat noch luft nach oben. das kann man festmachen
an den Zahlen, mit denen frauen in den bezirksver-
tretungen, räten und Kreistagen vertreten sind. das
ist noch weit entfernt davon, ein spiegelbild der ge-
sellschaft zu sein mit etwa 51 Prozent frauenanteil. 

Wie sieht es aus Ihrer Sicht auf der kommunalen Ebene
aus?

Jägers: die letzten Wahlen haben gezeigt, dass es
schwierig ist, den frauenanteil insgesamt weiter aus-
zubauen. deshalb ist es notwendig, darauf zu achten,
dass der frauenanteil weiter wächst. denn der anteil
der frauen in der gesellschaft sollte sich auch in den
kommunalen Vertretungen widerspiegeln. eine hälf-
tige besetzung mit Männern und frauen ist so gut
wie nirgendwo in den bezirksvertretungen, räten
und Kreistagen der fall. dort wäre es wünschens-
wert, wenn sich mehr frauen engagierten und von
den Parteien unterstützt würden. in den Verwal-
tungsvorständen, vor allem in den großen städten,

der anteil
der Frauen in

der gesellschaft
sollte sich auch in
den kommunalen
Vertretungen 
widerspiegeln
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„Noch Luft nach oben“

Diane Jägers 

Städte- und geMeinderat
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sieht es zum teil anders aus. diese sind immer ´mal
wieder paritätisch besetzt.

Wie kann die Landesregierung Frauen beim Einstieg in
die Kommunalpolitik unterstützen?

Jägers: Wir sagen deutlich: die unterstützung von
frauen in der Kommunalpolitik ist angelegenheit der
Parteien. uns ist bewusst, dass wir nur sehr mittelbar
helfen können. Wir wollen das aber tun, indem wir
das interesse von frauen, sich politisch zu engagie-
ren, wecken und fördern. dazu bereiten wir gerade
ein Mentoring-Programm vor. das soll frauen unab-
hängig von ihrer politischen ausrichtung Mut ma-
chen und ein bisschen rüstzeug an die Hand geben,
sich auf listen setzen zu lassen oder ein direktman-
dat erringen zu wollen. 

Wo gibt es noch Probleme im praktischen Bereich?

Jägers: es gibt eine ganze reihe von Herausforderun-
gen. das beginnt damit, dass wir immer wieder von
jungen frauen und von jungen Männern hören, dass
die sitzungszeiten in den kommunalen gremien
nicht gerade familienfreundlich sind, wenn nachmit-
tags bereits ausschusssitzungen oder ratssitzungen
beginnen. da gibt es sicherlich noch diskussionsbe-
darf, was den beginn solcher sitzungen und die Kin-
derbetreuung anbelangt. es wird auch immer wieder
berichtet, dass viele arbeitgeber nicht gerade begeis-
tert sind über das kommunalpolitische engagement
ihrer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. Manchmal
löst die inanspruchnahme der freistellungsregelung
erhebliche diskussionen aus, selbst wenn das nach-
arbeiten der fehlzeiten angeboten wird. das sind die
praktischen Probleme, die manche davon abhalten,
sich kommunalpolitisch zu engagieren.

Kann das Land da irgendetwas tun?

Jägers: das ist genauso wie in fast allen fragen der
gleichstellung. die gesetzlichen regelungen sind gut
und ausreichend. sie müssen dann aber auch gelebt

und angewendet werden. es muss ganz selbstver-
ständlich werden, dass man niemandem Hindernisse
in den Weg legt, der oder die sich kommunalpolitisch
engagiert. das gilt genauso für frauen wie für Männer.

Wäre Kinderbetreuung in Randzeiten eine Hilfe für
Frauen und Männer, in den Räten mitzuarbeiten?

Jägers: das wäre sicherlich eine unterstützung. dies
betrifft besonders die jungen Mütter und Väter, die
in der aufbauphase ihrer Karriere sind und die dis-
kussion mit arbeitgebern und dienstherren nicht im-
mer führen möchten, sich aber auch nachmittags
oder abends um die Kinder kümmern wollen. Man
kann freilich keine eigene Kita für den rat bauen.
aber vielleicht kann man vor ort eine Vereinbarung
über belegplätze in einer regulären Kita schließen.
das haben die räte selbst in der Hand.

Gibt es beim neuen Landesgleichstellungsgesetz NRW
Nachbesserungsbedarf?

Jägers: Wir sehen aktuell keinen nachbesserungsbe-
darf und haben im Moment nicht die absicht, das lan-
desgleichstellungsgesetz noch einmal zu verändern.

Wie stellt sich die Situation bei den Frauenhäusern dar?

Jägers: Wir sind in nordrhein-Westfalen nicht schlecht
aufgestellt. Wir haben 62 landesgeförderte frauenhäu-
ser mit schutzplätzen für frauen und für Kinder, auch
mit Kinderbetreuung. das ist ein herausragendes Merk-
mal für nrW, dass Kinder in frauenhäusern auch päda-
gogisch betreut werden. um herauszufinden, wo weitere
frauenhausplätze benötigt werden, führen wir erstmals
für nordrhein-Westfalen eine umfassende bedarfsana-
lyse durch. Wir hoffen auf ergebnisse bis ende kommen-
den Jahres. Wir wollen nicht mehr auf Zuruf weitere
frauenhäuser schaffen oder fördern, sondern uns einen
Überblick verschaffen, wo was gebraucht wird. dazu be-
teiligen wir uns auch an einer datenanalyse des bundes.

◼
Die Fragen stellte Martin Lehrer

die gesetz-
lichen 

regelungen 
sind gut und 
ausreichend. Sie
müssen aber 
auch gelebt 
und angewendet 
werden

Gender Pay Gap NRW
in nordrhein-Westfalen verdienten frauen im Jahr 2014 in vergleichbaren tätigkeiten und mit
vergleichbarer Qualifikation durchschnittlich 5,3 Prozent weniger in der stunde als Männer.
dieser bereinigte gender Pay gap ist laut it nrW einer der niedrigsten im Vergleich der bun-
desländer. Hinter thüringen (4,3 Prozent), dem saarland (4,9 Prozent) und niedersachsen (5,2
Prozent) liegt nrW auf Platz vier. der bereinigte gender Pay gap misst den Verdienstabstand
zwischen frauen und Männern mit vergleichbaren Merkmalen wie etwa Qualifikation, tätig-
keit, alter, unternehmenszugehörigkeit, beruf und Zugehörigkeit zu einem Wirtschaftszweig.
der unbereinigte gender Pay gap bezeichnet die differenz der durchschnittlichen bruttostun-
denverdienste ohne sonderzahlungen von Männern und frauen in Prozent der Verdienste der
Männer. er lag 2014 in nrW bei 23,1 Prozent. eine broschüre zu diesem thema kann im internet
unter https://webshop.it.nrw.de/download.php?id=21889 heruntergeladen werden. 
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in gutes netzwerk für frauen in der energiewirt-
schaft zu schaffen - Mit dieser idee wurde das netz-

werk wom.e.n. im april 2016 gegründet. unter den
gründungsmitgliederinnen finden sich frauen, die bei
behörden, kommunalen Versorgungsunternehmen,
universitären einrichtungen, Verbänden und in der be-
ratung tätig sind. gemeinsame schnittstelle ist die tä-
tigkeit in der energiewirtschaft. 
Mittlerweile umfasst das netzwerk mehr als 45 frauen
aus unterschiedlichen bereichen der energiewirt-
schaft. der Kreis der interessentinnen und die anzahl
der Kontaktanfragen über die internetpräsenz des Ver-
eins wachsen von tag zu tag. um auch weiblichen
nachwuchs für die energiewirtschaft zu rekrutieren,
hat sich wom.e.n. auch das sponsoring einzelner Mit-
gliedschaften von studentinnen und deren fachliche
einbindung in die tätigkeit des Vereins auf die fahne
geschrieben. 
Ziel ist es, die Wahrnehmung und die Position von
frauen in der energiewirtschaft, wo eine Vielzahl weib-
licher fachkräfte in den genannten bereichen bereits
tätig ist, zu stärken. damit soll gezeigt werden, dass
die energiewirtschaft schon heute für frauen eine
spannende branche ist und die rekrutierung weibli-
cher nachwuchskräfte für diese branche unterstützt

wird. neben dem networking geht es auch um eine
Verbesserung der Chancengleichheit und transparenz
- etwa bei besetzung von stellen -, um frauen in allen
bereichen der energiewirtschaft sichtbar zu machen. 

Warum Verein? bei der Wahl der rechtsform ent-
schied man sich rasch für die gründung eines Vereins.
unternehmensbezogene netzwerke kaprizieren sich
oftmals auf die fortentwicklung der unternehmensei-
genen interessen und dienen insbesondere dem soge-
nannten Pink-Washing, also der stärkung des unter-
nehmensimage. 
ein gemeinnütziger Verein bietet hingegen eine neu-
trale Plattform für austausch, Kommunikation und ge-
genseitige unterstützung.1 das Vereinskonzept mit der
erhebung eines moderaten jährlichen Mitgliedsbei-
trags kommt bei den Mitgliederinnen und interessen-
tinnen gut an.
bewusst hat man sich also gegen eine unternehmens-
trägerschaft entschieden. das netzwerk soll sich ent-
sprechend den bedürfnissen der netzwerkerinnen

Dr. Marion Kapsa   
ist Managerin 
Energiewirtschaft in
der Stadt Brühl

DIE AUTORINNEN

Dr. Desiree Jung  ist 
inhaberin der Kanzlei
Jung rechtsanwälte
in frechen

in dem Women.energy.network e.V. haben sich Frauen der
energiewirtschaft zusammengetan, um ihre Stellung in diesem

Sektor zu stärken und sich für Führungspositionen fit zu machen

Frauen-Power einmal ganz wörtlich

Das Frauennetzwerk
wom.e.n. - Women.
Energy.Network e.V.

präsentierte sich 2018
auf der Fachmesse 

E-world energy & water
in Essen 

� Zu unternehmensübergreifenden netzwerken Kroll, frauennetzwerke
sind besser als ihr ruf, �3. Mai 20�6, https://www.zeit.de/karriere/
beruf/20�6-05/networking-frauen-netzwerke-karriere, zuletzt zugegrif-
fen am �0.08.20�8.
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gutes 
networking

funktioniert wie
billard: Sie spielen
einen ball gegen
die bande, von 
dort wird er an die
nächste bande 
geleitet und so
weiter, bis er 
irgendwann ins
loch trifft

weiterentwickeln und sich nicht den forderungen ei-
nes unternehmens anpassen müssen.

Schwerpunkt Energie die energiewirtschaft um-
fasst neben den großen Konzernen und den regional-
versorgern viele kommunale stadtwerke. die branche
hat sich in den zurückliegenden 20 Jahren enorm ge-
wandelt, und das tempo der Veränderung wird sogar
noch zunehmen. die integration erneuerbarer ener-
gien, die reduktion der treibhausgas-emissionen, di-
gitalisierung, blockchain und die daraus resultieren-
den neuen geschäftsfelder sind nur einige faktoren,
welche die Zukunft bestimmen.
dabei besteht ein erheblicher nachholbedarf an 
diversität - sprich: an Vielfalt in der arbeitswelt der
branche. beispielsweise beträgt der frauenanteil 
im top-Management öffentlicher unternehmen im
durchschnitt 16,8 Prozent.2 im branchenvergleich
sind in der energieversorgung mit 7,5 Prozent und in
den stadtwerken mit 4,1 Prozent deutlich weniger
frauen in den leitungsgremien präsent.3

dabei gibt es eklatante unterschiede im Verdienst zwi-
schen weiblichen und männlichen top-Managern..4 so
auch bei einzelnen städten mit kommunalen stadt-
werken: der frauenanteil reicht von 40 Prozent in gera
und offenbach bis null Prozent in trier, neukirchen,
Homburg, st. ingbert und Wittenberg. 
es gibt durchaus viele faktoren, die dazu beitragen
können, die beteiligung von frauen am top-Manage-
ment zu erhöhen. auch flexibles arbeiten ist in der
heutigen arbeitswelt ein wichtiger baustein - nicht nur
für frauen, sondern auch für Männer, um arbeitswelt
und familienleben vereinbaren zu können. Hier setzt
das netzwerk an. 

Persönlicher Kontakt der Verein bietet seinen 
Mitgliederinnen über diverse Veranstaltungen die
Möglichkeit zu einem persönlichen Kennenlernen. der
Verein grenzt sich somit deutlich von einer unpersön-
lichen fachgruppe im internet wie etwa Xing ab. Über
die Veranstaltungen können Kontakte geknüpft und

erfahrungen ausgetauscht werden und es erfolgt ein
Wissens- sowie ideenaustausch. netzwerken ist aber
mehr als das. aus dem Verein folgt auch gegenseitige
unterstützung - etwa bei der Vermittlung von Vorträ-
gen, Mentorinnen, stellen und Kontakten. damit wird
ein wichtiges Ziel des Vereins gefördert: frauen in der
energiewirtschaft sichtbar zu machen und in Chefeta-
gen zu etablieren.
grundsätzlich können interessierte frauen bei den Ver-
anstaltungen, wie beispielsweise business breakfast,
neujahrsempfang, besuch des landtages nrW oder auf
der fachmesse e-World energy & water zum „schnup-
pern“ reinschauen. spezielle Veranstaltungen wie etwa
die jährlich über zwei tage stattfindende Klausurtagung
sind jedoch Mitgliederinnen vorbehalten.

Tagungen zur Fortbildung im rahmen solcher
Klausurtagungen werden fachvorträge zur energie-
wirtschaft, aber auch aus anderen bereichen - bei-
spielsweise „Change Management“ und „kollegiale
beratung“ - gehalten und gemeinsam mit den anwe-
senden Mitgliederinnen die Vereinstätigkeit fortent-
wickelt. der Verein ist damit nicht nur eine Plattform
für frauen, sondern wird durch deren Mitgestaltung
erst lebendig und wird von ihnen und durch ihren viel-
fältigen input geprägt. 
der Verein verfügt durch die unterschiedlichen beruf-
lichen Qualifikationen seiner Mitgliederinnen über ei-
nen umfangreichen und interessanten expertinnen-
pool. Hier können durch gezielte anfrage des Vereins
Kontakte zum fachlichen austausch oder bei der suche
nach passenden referentinnen vermittelt werden. ein
geschützter Mitgliederbereich im internet gewährt
den Zugriff auf fachvorträge und informationen der
vergangenen Veranstaltungen. 

Gestaltungs-Plattform die energiewirtschaft hat
viel zu bieten, aber auch weibliche führungs- und
nachwuchskräfte bieten der energiewirtschaft viel.
den wechselseitigen einflüssen einer branche und de-
ren weiblichen akteuren eine Plattform zu geben und
hier gestaltend mitzuwirken, ist aufgabe von wom.e.n.
Vor uns als jungem Verein, der zwei Jahre nach grün-
dung bereits eine äußerst positive entwicklung ge-
nommen hat, liegt noch viel arbeit. 
eine weitere aufgabe für die Zukunft ist die einfluss-
nahme im politischen bereich sowie die förderung
weiterer interessanter Persönlichkeiten und Projekte
aus dem Verein heraus mit der unterstützung seiner
Mitglieder und der von sponsoren. ◼

2Papenfuß, Schmidt und Keppler, ZögU 40 Jg. 1/2017
3 Hierzu auch Hallmann, energiebranche: frauen auf Chefposten bleiben

ausnahme, 20.06.2018, https:// bizzenergy.com/energiebranche_wa-
rum_der_frauenanteil_gering_bleibt, zuletzt zugegriffen am 10.08. 2018.

4 Süddeutsche Zeitung vom 22. März 2017, 25 000 Euro weniger für die
Chefin, www.sueddeutsche.de 

Das Netzwerk von und
für Frauen in der 
Energiewirtschaft fungiert
als Plattform für Aus-
tausch, Kommunikation
und gegenseitige 
Unterstützung

info im internet:
www.wom-e-n.de
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eit dem 15. dezember 2016 ist das neue landes-
gleichstellungsgesetz (lgg) in Kraft.1 Mit der ge-

setzesreform wurde auch die regelung des § 12 lgg
neu gefasst. § 12 lgg unterscheidet zwischen wesent-
lichen und sonstigen gremien und sieht vor, dass so-
genannte wesentliche gremien geschlechtergerecht
besetzt werden müssen (40 Prozent frauenanteil).
der städte- und gemeindebund nrW hat sowohl den
gesetzgebungsprozess zum neuen landesgleichstel-
lungsgesetz im Jahr 20162 als auch die ersten Ände-
rungen, welche die schwarz-gelbe landesregierung
im sommer 2017 vorgenommen hat,3 intensiv be-
gleitet.4

dabei wurde die förderung von frauen in kommuna-
len gremien von seiten des stgb nrW grundsätzlich
begrüßt. daneben standen aber immer fragen be-
züglich der praktischen anwendbarkeit sowie der fi-
nanziellen auswirkungen der neuregelung (stich-
wort: Konnexität) für den Verband im Vordergrund.5

Weitergehende Änderungen des lgg sind für die lau-
fende legislaturperiode nicht angekündigt. 

Probleme in der Praxis bereits im gesetzgebungs-
verfahren zu § 12 lgg hatten die kommunalen spit-

§ 12 des landesgleichstellungsgesetzes nrW macht 
Vorgaben zur geschlechtergerechten besetzung 
kommunaler gremien, die mit blick auf die nrW-
kommunalwahl 2020 an bedeutung gewinnen

Das Landesgleich-
stellungsgesetz NRW

sieht für bestimmte
kommunale Gremien 

eine Frauenquote von
40 Prozent vor

Frauen und Männer in
kommunalen Gremien

zenverbände in ihrer stellungnahme darauf hingewie-
sen, dass der § 12 lgg umständlich und zum teil un-
präzise formuliert ist 6 und ohne eine anwendungshil-
fe in der Praxis kaum handhabbar sein wird. daher
hatte bereits das ehemalige nrW-Ministerium für ge-
sundheit, emanzipation, Pflege und alter gegenüber
den kommunalen spitzenverbänden zugesagt, eine
anwendungshilfe zum gesetz herauszugeben. 
entsprechend ist unter beteiligung der kommunalen
spitzenverbände ein leitfaden mit „fragen und ant-
worten zur anwendung von § 12 landesgleichstel-
lungsgesetz in den Kommunen“ entstanden, den das
neue nrW-Ministerium für Heimat, Kommunales, bau
und gleichstellung (MHKbg nrW) im frühjahr 2018
fertiggestellt und veröffentlicht hat.7 auf diese faQ
wird im folgenden regelmäßig bezug genommen.
§ 12 lgg stellt in den absätzen 1 bis 6 Quotierungsvorga-
ben auf, die für sogenannte wesentliche gremien gel-
ten. in den absätzen 7 und 8 werden Vorgaben für alle
sonstigen kommunalen gremien aufgestellt, die keine
wesentlichen gremien im sinne des § 12 abs. 2 lgg sind
und damit nicht die strengeren Voraussetzungen der
absätze 1 bis 6 erfüllen müssen. § 12 abs. 9 lgg regelt
abschließend das Verhältnis zu sonstigem fachrecht.
gelten bereits aus dem fachrecht strengere Quotie-
rungsregelungen, sind diese vorrangig anzuwenden.8

Dr. Cornelia Jäger 
ist referentin für 
Kommunal-
verfassungsrecht
beim städte- und 
gemeindebund nrW

DIE AUTORIN

FO
TO

: C
O

LO
U

RE
S-

PI
C 

- F
O

TO
LI

A

1 gV.nrW 20�6, �05� ff. (gesetz zur neuregelung des gleichstellung-
rechts, lt-drs. �6/12366).

2 stellungnahme der arbeitsgemeinschaft der kommunalen spitzenver-
bände (stellungnahme �6/4028).

3 gV.nrW 20�7, 764 (gesetz zur Änderung des landesbeamtengesetzes
nordrhein-Westfalen und weiterer landesrechtlicher Vorschriften).

4 Vgl. zum ganzen auch den artikel von Jäger/Wohland, reform des
gleichstellungsgesetzes nordrhein-Westfalen, stgr 7-8/20�6, s.37 ff.

5 Jäger/Wohland, stgr 7-8/20�6, s. 39.
6 stellungnahme der arbeitsgemeinschaft der kommunalen spitzenver-
bände (stellungnahme �6/4028, s. 4).
7 abrufbar unter:https://www.mhkbg.nrw/ministerium/service/ faQs/
faQ-_-12-lgg.pdf (stand: 0�.03.20�8), zitiert als faQ.

S

auffüllen -
aber wie?
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Relevant bereits bei Nachbesetzung der neue 
§ 12 lgg ist bereits zum 15.12.2016 in Kraft getreten. dies
bedeutet, dass bereits seit dem inkrafttreten für alle
wesentlichen gremien wie etwa Verwaltungsräte und
aufsichtsräte kommunaler unternehmen gilt, dass sie
quotenkonform besetzt sein müssen. allerdings hat
dies keine auflösung bestehender wesentlicher gre-
mien zur folge, um sie anschließend quotenkonform
neu besetzen zu können. Vielmehr muss die regelung
zunächst nur bei nachbesetzungen in diesen gremien
angewendet werden.9

Wenn ein Mandatsträger etwa aus persönlichen
gründen aus einem Verwaltungsrat oder aufsichtsrat
zurücktritt, bei dem es sich um ein wesentliches gre-
mium im sinne des § 12 abs. 2 lgg handelt, muss eine
quotenkonforme nachbesetzung stattfinden. ist kein
frauenanteil von 40 Prozent vorhanden, so muss die
Kommune darauf achten, dass bei der nachbesetzung
frauen für die gremien vorgeschlagen und gewählt
werden.
größere relevanz wird die regelung ab der nächsten
Kommunalwahl im september 2020 entfalten. sobald
sich die wesentlichen gremien neu konstituieren, sind
die Vorgaben des § 12 lgg schon bei der schaffung der
gremien einzuhalten.

Wesentliche Gremien § 12 abs. 2 lgg listet exem-
plarisch auf, welche gremien als sogenannte wesent-
liche gremien qualifiziert werden müssen. so sind 
etwa aufsichtsräte oder Verwaltungsräte als wesent-
liche gremien eingeordnet (§ 12 abs. 2 satz 1 lgg). da-
rüber hinaus benennt die norm Merkmale, die typi-
scherweise dafür sprechen, dass ein gremium als
wesentliches gremium eingeordnet werden muss. 
dabei kann zum einen auf die funktion abgestellt wer-
den. Hat ein gremium vergleichbare aufgaben wie ein
aufsichts- oder Verwaltungsrat, ist es als wesentliches
gremium einzuordnen. ebenso kann die jeweilige be-
zeichnung des gremiums ggfs. aufschluss über die
einordnung geben. gremien, die als Kommissionen,
beiräte, ausschüsse oder Kuratorien bezeichnet wer-
den, sind grundsätzlich als wesentliche gremien im
sinne des § 12 abs. 2 satz 2 lgg einzuordnen. letztlich
ist auf die besondere tatsächliche und rechtliche be-
deutung abzustellen.10

Ausnahme bei Ratsausschüssen § 12 abs. 2 satz 5
lgg enthält eine wichtige ausnahme.11  danach sind
alle „unmittelbar oder mittelbar aus Volkswahlen her-
vorgegangenen Vertretungskörperschaften der ge-

meinden und gemeindeverbände sowie deren aus-
schüsse“ nicht von den regelungen des § 12 abs. 1 bis
6 lgg erfasst. diese ausnahme hat der gesetzgeber
vorgenommen, um nicht in die Wahlfreiheit von bür-
gerinnen und bürgern einzugreifen. Vielmehr muss
sich der rat oder Kreistag so zusammensetzen, wie
dies die bürgerschaft in der Kommunalwahl entschie-
den hat. 
dasselbe gilt für die besetzung der diversen ausschüsse
der stadt- und gemeinderäte, die mittelbar durch
Volkswahlen zustande gekommen sind. auch bei aus-
schüssen gelten die harten Quotierungsvorgaben aus
§ 12 abs. 1 lgg nicht. allerdings findet die soll-Vorschrift
des § 12 abs. 7 lgg anwendung, wonach sonstige gre-
mien geschlechtergerecht besetzt werden sollen. 

Sonderfall weitere Gremien in den faQ des
MHKbg nrW zu § 12 lgg sind weitere gremien aufge-
listet, die nicht unter die regelung des § 12 abs. 1 bis 6
lgg fallen. dies sind unter anderem bezirksvertretun-
gen, bezirksausschüsse im sinne des § 39 abs. 3 go
nrW, die Verbandsversammlung ruhr, die land-
schaftsversammlung sowie deren landschaftsaus-
schüsse. 12

etwas anderes gilt für den regionalrat. dieser stellt ein
wesentliches (Wahl)gremium im sinne des § 12 abs. 2
satz 4 lgg dar. dies bedeutet, dass bereits bei der auf-
stellung der listen ein frauenanteil von 40 Prozent ein-
gehalten werden soll. schlägt sich im anschließenden
Wahlergebnis trotz mindestens 40 Prozent frauen auf
den Vorschlagslisten kein entsprechender Mindestan-
teil von frauen im Wahlergebnis wieder, ist dies dann
allerdings nach § 12 abs. 5 satz 2 nr. 1 lgg (als „zwin-
gender grund“) gerechtfertigt.13

Aufsichtsräte kommunaler Unternehmen § 12
abs. 4 lgg gibt vor, auf welche Weise ein frauenanteil
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8 faQ, nr. 2�; so wird dort als beispiel für eine weitreichendere 
regelung der § 11c Hochschulgesetz nrW angegeben, der
Vorrang vor der regelung des § �2 lgg hat.

9 Vgl. faQ, nr. 4, s. 8.
�0 Vgl. dazu umfassend faQ, nr. 5, s. 9, auch mit Hinweisen auf ein-

schränkungen der regelung für bestimmte aufsichtsräte/Verwal-
tungsräte.

�� Vgl. dazu faQ, nr. 6, s. �0.
�2 faQ, nr. 6, s. �0.
�3 faQ, nr. 9, s. ��.

Frauen sind in 
Kommunalvertretungen

und -gremien immer 
noch deutlich in der 

Minderheit - auch in 
Nordrhein-Westfalen

die regelung
muss 

zunächst nur bei 
nachbesetzungen
angewendet 
werden
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Es ist hilfreich,
sich über die

Vorgaben des § 12
LGG bereits vor der
Kommunalwahl 
2020 Gedanken zu
machen

von 40 Prozent in sogenannten Wahlgremien zustan-
de kommen soll. demnach sollen schon bei der auf-
stellung der Kandidatinnen und Kandidaten für ein
gremium mindestens 40 Prozent frauen vorgeschla-
gen werden. auf diese Weise soll möglichst sicherge-
stellt werden, dass letztendlich eine ausreichende Zahl
an frauen für das gremium „bestellt“ wird. dabei ist
trotz der bezeichnung „bestellen“ davon auszugehen,
dass es sich um eine Wahl, also um ein Wahlgremium
handelt.14

Wie konkret die liste einer fraktion oder eine mögliche
gesamtliste quotiert sein soll - stichwort: reißver-
schluss -, schreibt § 12 abs. 4 lgg aber nicht vor. nur in
der gesamtheit sollen 40 Prozent frauen auf der Wahl-
liste stehen. es kommt vor allem auf das dahinter lie-
gende Ziel an, dass sich genügend frauen zur Wahl stel-
len, um unter den schließlich gewählten einen anteil
von mindestens 40 Prozent zu erreichen.15 daher 
können mit einem einheitlichen Wahlvorschlag ent-
sprechende Quotierungsvorgaben für jede liste der ein-
zelnen fraktion umgangen werden, wenn eine gemein-
same liste passend quotiert ist.

Abweichung aus „zwingenden Gründen“ § 12
abs. 5 lgg regelt, dass bei wesentlichen gremien nur
aus „zwingenden gründen“ von den Quotierungsvor-
gaben nach § 12 abs. 1 lgg abgewichen werden darf.
dabei werden in § 12 abs. 5 lgg beispielhaft gründe
aufgezählt, die als zwingende gründe anzusehen
sind. 
dies ist nach § 12 abs. 5 nr. 2 lgg etwa der fall, wenn
eine für das gremium geltende regelung die beset-
zung von Mitgliedern kraft eines amtes oder einer
besonderen funktion (geborene Mitglieder) vorsieht.
geborene Mitglieder sind solche, deren Mitglied-
schaft in einem gremium bereits durch gesetz, sat-
zung oder geschäftsordnung vorgesehen ist. so ist
oftmals der bürgermeister oder die bürgermeisterin
qua ihres amtes in bestimmten gremien. sie werden
dann bei der berechnung vom Mindestfrauenanteil
abgezogen. Wenn nur ein Posten zu besetzen und der
Hauptverwaltungsbeamte in der gemeinde männ-
lich ist,16 besteht aber ein zwingender grund. 17

Echtes Bemühen erforderlich als weiterer zwin-
gender grund ist nach § 12 abs. 5 nr. 3 lgg anzusehen,
wenn es „der entsendenden stelle“ nicht möglich ist,
die Vorgaben des § 12 abs. 3 lgg aus „tatsächlichen
gründen“ einzuhalten. in diesen fällen muss die ent-
sendende stelle darlegen, dass sie sich „hinreichend“
um die gewinnung weiblicher Mitglieder für ein gre-
mium bemüht hat. ob ein solcher fall, dass die um-
setzung der Vorgaben tatsächlich unmöglich ist, vor-
liegt, muss die Verwaltungsspitze abschließend
entscheiden und aktenkundig machen (§ 12 abs. 5 satz
5 lgg)18

allerdings reicht es dafür nicht aus, dass die Verwal-
tungsspitze lediglich darauf verweist, dass keine ge-

eigneten frauen zur Verfügung stehen. es muss viel-
mehr dargelegt werden, welche bemühungen zur
gewinnung von frauen unternommen wurden. da-
bei ist darauf hinzuweisen, dass nicht nur ratsfrau-
en oder ratsherren für wesentliche gremien vorge-
schlagen werden können, sondern immer auch auf
sachkundige bürger/innen zurückgegriffen werden
kann.
§ 12 abs. 8 lgg sieht vor, dass auch gremien „außer-
halb des geltungsbereichs“ des lgg quotiert werden
sollen. gemeint sind damit laut MHKbg nrW gre-
mien von nicht-öffentlich-rechtlichen Vereinen, orga-
nisationen und Verbänden wie etwa den kommunalen
spitzenverbänden. ebenso können gremien des bun-
des erfasst sein.19

Vorkehrungen für Kommunalwahl 2020 damit
nach der Kommunalwahl 2020 die neuen Vorgaben
für die besetzung der wesentlichen gremien eingehal-
ten werden können und die arbeit nicht auf den schul-
tern weniger ratsfrauen lastet, ist es hilfreich, sich
über die Vorgaben des § 12 lgg bereits vor der Kom-
munalwahl 2020 gedanken zu machen.
Hilfreich für die zukünftige einhaltung der Quotie-
rungsvorgaben bei der neubesetzung wesentlicher
gremien nach der Kommunalwahl 2020 wäre es,
wenn die Parteien und Wählergruppierungen bereits
bei der aufstellung der direktkandidatinnen und -kan-
didaten sowie ihrer reservelisten im blick hätten, auch
eine hinreichende anzahl von frauen als Kandidatin-
nen aufzustellen. 
dies würde die nachfolgeprobleme des fehlens von
ratsfrauen für die entsendung in entsprechende we-
sentliche gremien wie aufsichts- und Verwaltungsräte
vermeiden. ebenso würde so die soll-Vorschrift des §
12 abs. 7 lgg, die auch für normale ratsausschüsse
gilt, erfüllt.

Auch sachkundige Bürgerinnen fehlen frauen in
den räten, ist auch zu berücksichtigen, dass die Plätze
in den Verwaltungs- respektive aufsichtsräten auch
mit sachkundigen bürgerinnen und bürgern besetzt
werden können. es ist nicht zwingend, wesentliche
gremien wie Verwaltungsräte und aufsichtsräte, wie
in der Praxis derzeit oft üblich, ausschließlich mit rats-
herren und ratsfrauen zu besetzen. Vielmehr steht es
den fraktionen frei, auch auf sachkundige bürgerin-
nen zurückzugreifen. 
sollte die frauenquote in der eigenen fraktion nach
der Kommunalwahl im september 2020 sehr gering
sein, könnte es hilfreich sein, mit den anderen frak-
tionen gemeinsame Wahlvorschläge zu erarbeiten,
sodass nicht jede fraktion frauen für bestimmte
aufsichts- respektive Verwaltungsräte benennen
muss. dafür lässt das lgg explizit raum. Ziel des
lgg ist es nur, dass mit blick auf das gesamtgremi-
um die Quotierungsvorgaben des § 12 lgg eingehal-
ten werden. ◼

�4 Vgl. zum ganzen faQ zu § �2
abs. 4/nr. ��, s. 13.

�5 faQ, nr. �2, s. 14.
�6 Wie in knapp 90 Prozent aller

städte und gemeinden in
nordrhein-Westfalen

�7 Zum ganzen auch faQ, nr. �3
und �4, s. �4 f.

�8 faQ, nr. �5, s. �5 f.
�9 so die ausführungen unter faQ

nr. 20, s. �7.
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ommunen in deutschland sehen sich durch viel-
fältige gesellschaftliche entwicklungen heraus-

gefordert. der demografische Wandel sorgt für ein
ungleichgewicht der generationen im politischen
diskurs zu ungunsten der Jüngeren. die voranschrei-
tende digitalisierung wiederum drängt Kommunen
dazu, transparenz und erleichterte Kommunikation
auch in Politik und Verwaltung zu etablieren - gerade
für die digital affine jüngere generation. all diese He-
rausforderungen müssen vor dem Hintergrund einer
sinkenden Zustimmung zur repräsentativen demo-
kratie bewältigt werden. 
die erfahrung der eigenen Wirksamkeit im bestehen-
den gemeinwesen kann für junge Menschen ein
schlüsselerlebnis darstellen, um demokratische Wer-
te zu festigen und die initiative des einzelnen zu för-
dern. auch rechtlich ist der anspruch auf beteiligung
klar geregelt. so fordert das sozialgesetzbuch, Kin-
dern und Jugendlichen die Möglichkeit einzuräumen,

um jungen Menschen eine stärkere Mitwirkung 
an politischen entscheidungsprozessen in 
kommunen zu ermöglichen, fördert das Projekt 
jugend.beteiligen.jetzt die digitale Jugendbeteiligung

Der Fachtag „jugend.
beteiligen.jetzt - Jugend

gestaltet die digitale 
Gesellschaft“ im Mai

2017 in Berlin zeigte 
Notwendigkeit, aber

auch Potenzial digitaler 
Jugendbeteiligung auf

Einfluss nehmen mit ePartool und votAR 
sich „an allen sie betreffenden entscheidungen der
öffentlichen Jugendhilfe zu beteiligen“ (sgb Viii § 8). 
allgemeine Partizipationsgebote wie etwa im bau-
gesetzbuch kennen keine altersgrenze. Kindern und
Jugendlichen muss deshalb die Möglichkeit geboten
werden, sich einzubringen. die un-Kinderrechtskon-
vention verdeutlicht dies in §12 abs. 1 noch einmal:
„die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fähig ist,

Frank Segert  ist 
Programm-
mitarbeiter im 
gemeinschafts-
projekt jugend.
beteiligen.jetzt 
bei der deutschen 
Kinder- und 
Jugendstiftung
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Die Gute-Praxis-Karte zeigt innovative 
Beteiligungsprojekte in ganz Deutschland
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sich eine eigene Meinung zu bilden, das recht zu, die-
se Meinung in allen das Kind berührenden angele-
genheiten frei zu äußern, und berücksichtigen die
Meinung des Kindes angemessen und entsprechend
seinem alter und seiner reife“. 

Jugendzentren und mehr in der Praxis münden
diese rechtlichen Vorgaben in die Verpflichtung, 
Jugendliche nicht nur bei fragen der Jugendarbeit
oder der ausgestaltung eines neuen Jugendzentrums 
einzubinden. Vielmehr haben Jugendliche auch 
ein Mitspracherecht bei fragen von Ökologie und 
demografie, bei netzpolitik und infrastruktur - vom 
öffentlichen nahverkehr bis hin zur Planung von 
umgehungsstraßen oder radwegen. 
dies ist weniger eine belastung als ein Vorteil. denn
junge Menschen in entscheidungsprozesse auf kom-
munaler ebene einzubeziehen, lohnt sich. diese ha-
ben meist durchaus reflektierte Meinungen, welche
die debatte durch neue Perspektiven bereichern. um
beteiligung junger Menschen zu ermöglichen, müs-
sen fachkräfte in der Kommune umdenken und oft-
mals verfestigte strukturen auflockern. dabei hilft
die initiative jugend.beteiligen.jetzt.
aus den erkenntnissen der Vorgängerprojekte
„youth-part“ und „youthpart #lokal“ entstand 2016
auf initiative des bundesministeriums für familie, se-
nioren, frauen und Jugend (bMfsfJ) das gemein-
schaftsprojekt „jugend.beteiligen.jetzt - für die Praxis
digitaler Partizipation“. das von der deutschen 
Kinder- und Jugendstiftung (dKJs), dem deutschen
bundesjugendring (dbJr) und iJab - fachstelle für 
internationale Jugendarbeit der bundesrepublik
deutschland e. V. - durchgeführte Projekt bietet seit-
dem Hilfestellung für die Praxis digitaler Jugendbe-
teiligung an. die Koordinierungsstelle „Handeln für
eine jugendgerechte gesell-
schaft“ unterstützt die einbin-
dung des Vorhabens in die
gleichnamige Jugendstrategie
des bMfsfJ.

Beteiligung etablieren ju-
gend.beteiligen.jetzt hat zum
Ziel, digitale Jugendbeteili-
gung als element politischer
entscheidungsfindung in der
Kommune zu etablieren. dazu
bedarf es jedoch anderer, ju-
gendgerechter beteiligungs-
formate, die herkömmliche
bürger/innenbeteiligung in
der regel nicht bietet. 
aus diesem grund bietet das
Projekt auf seiner internetplatt-
form jugend.beteiligen.jetzt
beratung, Qualifizierung und
auch praktische Hilfe an. um

Weitere Infos im 
Internet unter
https://jugend.
beteiligen.jetzt/ 

inspiration zur thematischen Vielfalt von Jugendbe-
teiligungsprozessen und zum einsatz digitaler Werk-
zeuge - sogenannte tools - zu geben, führt die 
Plattform auf ihrer gute-Praxis-Karte beispiele 
erfolgreicher, kreativer Jugendbeteiligungsprojekte
in ganz deutschland auf. 
eine Vielzahl der dort eingesetzten digitalen tools ist
auf der Plattform praxisnah beschrieben. eine ent-
scheidungshilfe bietet fachkräften darüber hinaus
leitfragen zur orientierung: Welche funktion soll ein
tool erfüllen? unter welchen bedingungen soll es ein-
gesetzt werden? 

Tools für alle Zwecke jugend.beteiligen.jetzt ent-
wickelt überdies eine reihe dieser Werkzeuge selbst.
das ePartool ermöglicht transparente, rundenbasier-
te Mitwirkung an entscheidungsprozessen und
macht reaktionen auf ergebnisse sichtbar. das bar-
camptool Camper unterstützt die Vorbereitung,
durchführung und dokumentation eines barcamps
oder ähnlicher seminare und Workshops. 
das Yourpart etherpad macht ein gemeinsames ar-
beiten an texten, simultan und online, möglich. das
tool antragsgrün geht noch einen schritt weiter und
bietet ein deutlich breiteres funktionsspektrum zur
erarbeitung abzustimmender texte und anträge, wie
sie in Jugendverbänden oder Jugendparlamenten
diskutiert werden. 
in diesem Zusammenhang ist auch die Verwendung
des tools votar erprobt. dieses macht abstimmun-
gen bei Versammlungen mit farbigen stimmkarten
zu einer bunten angelegenheit. das tool redelisten-
Watch sorgt dafür, dass in einer diskussion wirklich
alle zu Wort kommen. und damit arbeitsgruppen
auch nach sitzungen Projekte managen können, bie-
tet das tool WeChange digitale arbeitsräume. 

Webvideos bieten praktische Tipps zur Umsetzung digitaler Jugendbeteiligung
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Alle Tools sind mit höchstem Anspruch an Datenspar-
samkeit und Sicherheit entwickelt worden und sind
auf die Bedürfnisse junger Menschen zugeschnitten.
Für Jugendbeteiligungsprojekte in der Kommune eig-
nen sie sich deshalb besonders gut. 

Fortbildung digital Gute digitale Jugendbeteili-
gung sollte qualifiziert begleitet werden. Neben klas-
sischen Präsenzformaten hat jugend.beteiligen.jetzt
weitere digitale Formate entwickelt, die sich flexibel
und individuell in den Arbeitsalltag von Fachkräften
in der Kommune integrieren lassen. 
Eines dieser Formate ist der jbjMOOC. Die Abkürzung
MOOC steht für Massive Open Online Courses. Dieser
zeigt, wie digitale Tools effektiv und zielgerichtet in
Beteiligungsprozesse integriert werden können. Die
Webvideoreihe von jugend.beteiligen.jetzt, die über
die Plattform selbst sowie über den YouTube-Kanal
aufgerufen werden kann, greift zudem häufige Fra-
gen zu digitalen Jugendbeteiligungsprozessen in der
Kommune auf. Sie führt vor, wie Expert(inn)en und
Praktiker/innen erfolgreich mit Herausforderungen
umgehen. 
Im Rahmen des Projekts haben Fachleute darüber hi-
naus das Fortbildungscurriculum „Praxis Digitale Ju-
gendbeteiligung“ entwickelt. Die dort vorgestellten
Inhalte können Fortbildner/innen in Gänze oder mo-
dulweise aufgreifen und weiterentwickeln, um Semi-
nare und Workshops - etwa zur persönlichen Einstel-
lung gegenüber Partizipation oder zu rechtlichen
Aspekten digitaler Jugendbeteiligung - anzubieten. 

Mühe lohnt sich Was nach großem Aufwand
klingt, kann in kleinen Schritten begonnen werden.
So lassen sich digitale Beteiligungstools intern tes-
ten. Auch bringen Kommunen aus der offenen Ju-
gendarbeit und der kommunalen Öffentlichkeitsar-
beit oftmals Erfahrung zur Mediennutzung von
Jugendlichen mit. 
Unter Einbeziehung von Jugendlichen und relevan-
ten Akteur(inn)en in der Kommune können Inhalte
für einen Beteiligungsprozess sowie geeignete Kom-
munikationswege leicht eingegrenzt und festgelegt
werden. Die erforderlichen Ressourcen für moderne,
digitale Jugendbeteiligung stehen meistens bereits
zur Verfügung und müssen lediglich aktiviert sowie
gezielt eingesetzt werden.
Wenn die Planung für einen Jugendbeteiligungspro-
zess abgeschlossen ist, kann anhand der Checkliste
auf der Plattform jugend.beteiligen.jetzt überprüft
werden, ob alle wichtigen Faktoren berücksichtigt
sind. So steht der Umsetzung digitaler Jugendbetei-
ligung nichts mehr im Wege. ◼

Aktuelles aus dem Online-Portal 
Integration 

Im Online-Portal Integration des Städte- und Gemeindebundes NRW unter
www.kommunen.nrw/integration tauschen sich die 360 Mitgliedskommunen 
des Verbandes über ihre Integrations- und Flüchtlingsarbeit aus. 

Fortbildung „Einwanderung erfolgreich managen“ 
Das NRW-Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration (MKFFI)
lädt Kommunen ein, an dem kostenfreien Fortbildungsprogramm „Einwan-
derung erfolgreich managen“ teilzunehmen. Berater /innen der Paritätischen
Akademie kommen ins Haus und erarbeiten mit der Verwaltung Handlungs-
ansätze für die Praxis. Ziel ist ein institutionenübergreifendes Fallmanage-
ment, in dessen Mittelpunkt der Mensch steht. Mehr Information finden sich
im Internet unter https://www.paritaetische-akademie-nrw.de unter der Ru-
brik „Themen & Projekte“. 

Mikroprojekt „Active Girls“ weitergeführt
Das Projekt „Active Girls“ aus dem Bundesprogramm „Jugend stärken im
Quartier“ begann in der Stadt Detmold im Herbst 2016 und sollte zunächst
nur ein Jahr laufen. Nun wird es dauerhaft fortgesetzt. Ziel des Mikroprojektes
ist es, für die jungen Frauen im Ortsteil einen Treffpunkt zu entwickeln und
den Teilnehmerinnen Selbstvertrauen zu vermitteln. Sie sollen lernen, Ver-
antwortung für die eigene Lebens- und Berufsplanung zu übernehmen.

Auszeichnung „Zusammenleben Hand in Hand“
Die Stadt Dülmen und die Gemeinde Everswinkel sind im Rahmen des bun-
desweiten Wettbewerbs „Zusammenleben Hand in Hand - Kommunen ge-
stalten“ ausgezeichnet worden. Beide erhielten ein Preisgeld von 25.000
Euro für vorbildliche Aktivitäten zur Integration von Zugewanderten und
Förderung des Zusammenlebens vor Ort. Der erstmals ausgelobte Wettbe-
werb soll zur Nachahmung guter Praxis anregen. Alle Wettbewerbsbeiträ-
ge sind auf der Webseite https://kommunalwettbewerb-zusammenle-
ben.de dokumentiert.

„Bürgerschein“ als Bildungsangebot für Geflüchtete

Das Rhein-Ruhr-Institut für Sozialforschung und Politikberatung an der
Universität Duisburg-Essen hat ein Verfahren entwickelt, das Geflüchteten
Zugang zur pluralen Werteordnung der hiesigen Gesellschaft verschaffen
soll. Die Autor(inn)en empfehlen einen „Bürgerschein“ als Ergänzung zum
Integrationskursus und bieten an, für einen Workshop in einzelne Kom-
munen zu fahren. Eine Broschüre „Wie man Deutsch leben kann“ mit Er-
läuterungen und Ansprechpartner(inne)n steht im Internet unter
https://www.risp-duisburg.de im Bereich Publikationen zum Herunterla-
den bereit.

Informell erworbene Berufsqualifikation
Bislang fehlt es in Deutschland an allgemeingültigen Verfahren, um die Ergeb-
nisse des praktischen Lernens durch Arbeit zu bewerten. Um in Deutschland
die Validierung informell erworbener Kompetenzen voranzubringen, haben der
Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH) und der Deutsche Industrie-
und Handelskammertag (DIHK) gemeinsam mit dem BMBF das Projekt „Vali-
Kom“ initiiert. Das Angebot steht Menschen offen, die älter als 25 Jahre sind,
Berufserfahrung gesammelt haben, aber keine Nachweise vorlegen können.
Weitere Informationen sind unter https://www.valikom.de zu finden

.
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INTEGRATION

ür Kommunen ist die integration von Menschen
mit Migrationsgeschichte ein zentrales thema.

das verdeutlichten die angeregten diskussionen auf
einer tagung im september, zu der der städte- und
gemeindebund nrW in die räume der nrW.banK
nach düsseldorf eingeladen hatte. Probleme berei-
ten den Kommunen allerdings fehlender Wohn-
raum und die integration in ausbildung und arbeit.
anhand von Praxisbeispielen wurde aufgezeigt, wie
die städte und gemeinden pragmatisch und inno-
vativ den Herausforderungen begegnen.
Zu beginn der tagung erläuterte staatssekretärin
serap güler vom nrW-Ministerium für Kinder, fa-
milie, flüchtlinge und integration die förderpro-
gramme des landes. neben der integrationspau-
schale von 100 Mio. euro und den bis zum ende der
legislaturperiode gesicherten Mitteln für die 54
kommunalen integrationszentren hob güler initia-
tiven für die integration in arbeit sowie das Pro-
gramm „einwanderung gestalten“ hervor. das letz-
tere soll die Zusammenarbeit aller akteure im
integrationsmanagement verbessern. 
auf kritische rückfragen zur finanziellen belastung
der Kommunen durch die Kosten der unterbringung
geduldeter entgegnete güler, das land werde mit
blick auf die jüngst erhobenen ist-Kosten bald eine
teillösung präsentieren. diese werde den Kommu-
nen eine erhebliche entlastung bringen. 

Bau und Modernisierung Hilfsangebote für bau
und Modernisierung von bezahlbarem Wohnraum
stellte Martina lüdeke von der nrW.banK vor. für
die förderbank - so lüdeke - seien städte und ge-
meinden ein wichtiger Partner - auch in dem bemü-

bei einer tagung des Stgb nrW in düsseldorf tauschten rund 90 
Fachleute aus land und kommunen erfahrungen mit der integration 
von Flüchtlingen aus - vor allem zu Fragen von Wohnen und arbeit 

Integration 
pragmatisch und 
innovativ 

F hen, private investoren für den sozialen Wohnungs-
bau zu gewinnen.
der Praxisteil der tagung umfasste mehrere beispie-
le für erfolgreiches und kreatives Vorgehen von
nrW-Kommunen. andrea ritter aus der stadt Wil-
lich legte dar, wie stadtverwaltung und Politik dem
dezentralen bau mehrerer Wohneinheiten nur für
flüchtlinge zu akzeptanz verhelfen konnten. anja
dick aus der stadt Paderborn stellte das Projekt „tür-
öffner“ vor. dabei unterstützen tandems aus haupt-
und ehrenamtlich tätigen flüchtlinge und Vermie-
ter bei der Vermittlung von Wohnungen. 

Faktor Beruf einen dritten schwerpunkt der ta-
gung bildete das thema „integration in arbeit“. rolf
göbels vom iQ netzwerk nrW und Maria Wigbers
von der Weiterbildungseinrichtung arbeit & leben
nrW stellten das förderprogramm iQ netzwerk und
seine service-angebote für Kommunen vor. im We-
sentlichen bietet dieses beratungsexpertise für be-
rufliche anerkennungsverfahren und Qualifikatio-
nen. bei bedarf kommen expert(inn)en zur beratung
in die Kommune. ab 2019 soll ein teilprojekt in der
trägerschaft von arbeit und leben nrW kostenfreie
schulungen für interkulturelle Kompetenz anbieten.
aus der Praxis der stadt Königswinter berichtete ab-
schließend sabine bembenek. Mit 500 ehrenamtli-
chen Helfern und Helferinnen hat sich die Kommu-
ne ein großes unterstützungsnetzwerk aufgebaut.
dessen strategischer einsatz ermöglicht es unter an-
derem, über einen klar strukturierten Prozess 
geflüchteten einen Zugang zum arbeitsmarkt zu
verschaffen - von der Wartefrist bis zur arbeits-
erlaubnis. (pst)

FO
TO

: S
TE

M
PE

L 
/ S

tG
B 

N
RW

 

Sabine Bembenek aus 
der Stadt Königswinter 
bei ihrem Vortrag 
„Integration in Arbeit:
Bessere Vermittlung 
durch kluges Vernetzen“
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Nachbarrechtsgesetz für 
Nordrhein-Westfalen 
Kommentar von Schäfer/Fink-Jamann/Peter. Kommentar, 17. Auflage
Juni 2018, 312 Seiten, Teil der Reihe „Landesrecht in NRW“; Softcover,
ISBN 978-3-406-70768-1; 35 Euro, inkl. MwSt., C.H. Beck; www.schweit-
zer-online.de

das nachbarrecht hat in der Praxis große bedeutung; aus kaum einem
bereich kommen so viele fälle vor gericht. Ziel des gesetzes ist es, einen
gerechten ausgleich zwischen den oft sehr gegensätzlichen interessen
der nachbarn zu finden, um nachbarrechtliche streitigkeiten nach
Möglichkeit zu entschärfen.
der handliche Kommentar erläutert das nordrhein-westfälische nach-
barrechtsgesetz kompakt und praxisnah. gerade öffentlich-rechtliche
Vorschriften erlangen für das nachbarrecht eine immer größere bedeu-
tung, z. b. bauordnungsrechtliche und straßenrechtliche Vorschriften
sowie kommunale baumschutzsatzungen. die Verbindung zwischen
öffentlichem und privatem nachbarrecht wird anschaulich erläutert.
ein ausführliches sachverzeichnis rundet das Werk ab.
die 17. neuauflage des Klassikers bringt das Werk auf den stand von
rechtsprechung und literatur von Januar 2018. ein schwerpunkt der
neuauflage liegt auf aktuellen gerichtsurteilen, etwa zum nachbar-
rechtlichen beseitigungsanspruch und zum grenzabstand zum nach-
bargrundstück.

az.: 20.1.1.8-004/001

Marktwertermittlung nach 
ImmoWertV

Kleiber, Wolfgang. 8., neu bearbeitete Auflage 2018, Hardcover, 1.700
S., 98 Euro (inkl. MwSt.); ISBN 978-3-8462-0944-8; Bundesanzeiger-
verlag 

ob für einsteiger oder fortgeschrittene, fachleute in der Verwaltung oder
studierende - dieses standardwerk bietet antworten auf die fragen der mo-
dernen Marktwertermittlung. in der 8. auflage wurden die zur immoWertV
vollständig vorliegenden richtlinien umfassend eingearbeitet und das Werk
entsprechend der neuen materiellen Vorgaben gegliedert. in weiten teilen
wurde die Kommentierung aktualisiert und auch komprimiert. die moderne
Marktwertermittlung ist stringent auf den grundsatz der Modell- und re-
ferenzkonformität ausgerichtet. 
daraus resultiert eine mittelbare Verbindlichkeit der richtlinien für das
gesamte spektrum der Marktwertermittlung von grundstücken. dies
reicht bis in den bereich der steuerlichen bewertung, die sich zunehmend
an den von den gutachterausschüssen bereitgestellten daten orientiert.
demnach ist die befassung mit dieser Materie auch vor dem Hintergrund
der anstehenden grundsteuerreform von großer bedeutung. Zudem wer-
den die richtlinien auch zukünftig noch die Praxis der Marktwertermitt-
lung maßgeblich bestimmen. daran wird auch die einführung der
geplanten immoWertr zunächst nichts ändern. das Werk gliedert sich in:

• teil i - rechtsgrundlagen
• teil ii - erläuterungen zur Marktwertermittlung 

von grundstücken nach der immoWertV

az.: 20.1.1.8-004/001

Praxis der Kommunal-Verwaltung
Ratgeber für die tägliche Arbeit aller Kommunalpolitiker und der Bediens-
teten in Gemeinden, Städten und Landkreisen (Loseblattsammlung inkl.
3 Online-Zugänge / auch auf DVD-ROM erhältlich). Herausgegeben von:
Jörg Bülow, Dr. Jürgen Busse, Dr. Jürgen Dieter, Werner Haßenkamp, Prof.
Dr. Hans-Günter Henneke, Dr. Klaus Klang, Prof. Dr. Hubert Meyer, Prof. Dr.
Utz Schliesky, Prof. Dr. Gunnar Schwarting, Prof. Dr. Christian O. Steger,
Hubert Stubenrauch, Prof. Dr. Wolf-Uwe Sponer, Johannes Winkel und Uwe 
Zimmermann. KOMMUNAL- UND SCHUL-VERLAG, Wiesbaden, Tel. 
0611-88086-10, Fax 0611-88086-77, www.kommunalpraxis.de, E-Mail:
info@ kommunalpraxis.de

die vorliegenden (nicht einzeln erhältlichen) lieferungen enthalten:
547. nachlieferung | Juni 2018 | 79,90 euro

b 9c - rechnungslegung öffentlicher gebietskörperschaften in europa
- Von Prof. dr. berit adam, dipl.-Kauffrau, Hochschule für Wirtschaft
und recht, berlin, und dr. Jens Heiling, Manager, financial accounting 
advisory services; government & Public sector, ernst & Young: der
neue beitrag beschreibt die Vor- und nachteile einer europäischen Har-
monisierung von rechnungslegungsstandards auf basis der iPsas und
ePsas.
e 11 - Kommunale schuldenbremsen durch nachhaltigkeitssatzungen
- Von Professor dr. gunnar schwarting, geschäftsführer des städteta-
ges rheinland-Pfalz a. d.: der neue beitrag beschäftigt sich mit nach-
haltigkeitssatzungen, die mittlerweile 18 Kommunen in verschiedenen
formen verabschiedet haben, die auch als „Quasi-schuldenbremsen“
bezeichnet werden können.
f 12 - bundeskleingartengesetz (bKleingg) - begründet von dr. lorenz
Mainczyk, Ministerialrat a. d., rechtsanwalt, fortgeführt von Patrick r.
nessler, rechtsanwalt, st. lngbert: der beitrag wurde von einem neuen
autor grundlegend überarbeitet.
K 30a nW - landeshundegesetz nordrhein-Westfalen (lHundg nrW)
- Von günter Haurand, regierungsdirektor; fachhochschule für öffent-
liche Verwaltung nrW, bielefeld: der beitrag wurde komplett aktuali-
siert, wobei die Kommentierungen zu nahezu allen Paragrafen auf den
neuesten stand gebracht wurden; die aktuelle rechtsprechung findet
berücksichtigung.
K 31a - Waffenrecht - Von Kurt Meixner, ltd. Ministerialrat a. d.: die
Kommentierungen zu einer reihe von §§ wurden auf den aktuellen
stand gebracht. auch eine reihe von anhängen wurde aktualisiert.

548. nachlieferung | august 2018 | 79,90 euro

a 15a - gesetz zu förderung der elektronischen Verwaltung (e-govern-
ment-gesetz- egovg) - Von dr. Wolfgang denkhaus, bayerische staats-
kanzlei: im neuen beitrag wird das egovg kommentiert.
a 25 - aufgaben der gemeinden bei der bundestagswahl - begründet
von dr. Julius Widtmann, ehemals Vors. richter am bayer. Verwaltungs-
gerichtshof, fortgeführt von dr. Paul beinhofer, regierungspräsident
von unterfranken, weiter fortgeführt von roland groß, regierungsdi-
rektor im bayer. staatsministerium des lnnern, für bau und Verkehr: für
die bundestagswahl 2017 wurde der beitrag überarbeitet.
K 5a nW - abfallgesetz für das land nordrhein-Westfalen (landesab-
fallgesetz- labfg) - Von Prof. dr. alexander schink, rechtsanwalt,
staatssekretär im Ministerium für umwelt und naturschutz, landwirt-
schaft und Verbraucherschutz des landes nordrhein-Westfalen a. d.,
dr. Peter Queitsch, Hauptreferent, städte- und gemeindebund nrW,
Julian ley, rechtsanwalt, und friederike scholz, referentin, landkreis-
tag nordrhein-Westfalen: die Kommentierungen zu den §§ 5 (Öffent-
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Internetportal zu Bauland 
Wo gibt es förderangebote für die Mobilisierung von bau-
land? für fragen wie diese haben das nrW-Ministerium für
Heimat, Kommunales, bau und gleichstellung (MHKbg),
die nrW.urban, die beg bahnflächenentwicklungsgesell-
schaft nrW, die nrW.banK, der aaV Verband für flächen-
recycling und altlastensanierung und das forum bauland-
managment ein neues internetangebot online gestellt.
dieses kann über www.baulandportal.nrw aufgerufen wer-
den. Übersichtlich strukturiert führen sogenannte förder-
steckbriefe Kommunen und grundstückseigentümer/
innen zum passenden unterstützungsangebot. Praxisbei-
spiele und ein faQ-bereich veranschaulichen konkrete an-
wendungsfälle. für individuelle fragen steht eine zentrale
auskunftsstelle zur Verfügung.

lich-rechtliche entsorgungsträger), 6 (Wahrnehmung von aufgaben
durch Verbände), 8 (ausschluss von der entsorgungspflicht), 9 (sat-
zung), 20 (erkunden geeigneter standorte), 21 (geneh-migung für 
abfallbeseitigungsanlagen und einwendungen in Planfeststellungsver-
fahren) sowie §§ 43-47 (Verfahren bei entschädigung, bußgeldvor-
schriften, Übergangs- und schlussbestimmungen) wurden umfassend
überarbeitet bzw. neu gefasst und dabei auch die zahlreichen Ände-
rungen auf bundesebene berücksichtigt. text und anhänge wurden ak-
tualisiert.
l 20 - titel, orden und ehrenzeichen in der bundesrepublik deutschland
- begründet von georg Wahl, oberamtsrat a. d., überarbeitet von ot-
fried Petry, Ministerialrat, fortgeführt von dorothea bickenbach, Minis-
terialrätin, überarbeitet von dietmar rehm, regierungsdirektor,
referatsleiter Wissenschaft und Kunst bei der Hessischen staatskanz-
lei: Mit dieser lieferung wurden einige Passagen des beitrags aktuali-
siert.

az.: 13.0.1.002/001

Bauvertragsrecht im BGB

Kommentar von Leinemann/Kues. Kommentar 2018. Buch XXXV, 772
S. Hardcover (in Leinen), 119 Euro (inkl. MwSt.). C.H.BECK; ISBN 978-3-
406-71981-3 , Webcode: www.beck-shop.de/bwxlgp 

das neue bauvertragsrecht bringt neue grundsätze, neue Verfahren, neue
regeln und neue Verträge mit sich. fast alles wird anders. die Praxis des
neuen rechts ab 2018 lässt erhebliche unsicherheiten bei der frage der
anordnung von leistungsänderungen erwarten, ebenso hinsichtlich der
Vergütung solcher vertraglicher Modifikationen. dafür bedarf es einer si-
cheren orientierung - dieser Kommentar bietet sie. im Kommentar wer-
den zu jeder Vorschrift des neuen bgb-bauvertragsrechts auch die bezüge
zur Vob/b dargestellt. die im bauvertragsrecht wichtige thematik der
möglichen unwirksamkeit von Vertragsklauseln als agb wird bei jeder
Vorschrift gesondert erläutert. rechtsprechung und literatur zum bishe-
rigen Werkvertragsrecht werden umfangreich nachgewiesen.

az.: 20.1.1.8-004/001

Objektdaten Neubau 
Baukostenzentrum Deutscher Architektenkammern (BKI), Band N16,
Fachbuch mit 897 Seiten, inklusive CD mit über 850 Seiten können
zum Preis von 99 Euro inkl. MwSt., zzgl. Versandkosten beim BKI vier
Wochen zur Ansicht mit Rückgabegarantie angefordert werden, Tel:
0711 954 854 -0, E-Mail: info@bki.de

das baukosteninformationszentrum deutscher architektenkam-
mern (bKi) erweitert kontinuierlich die objekt-datenbank. Mittler-
weile liefern über 1.200 architekturbüros abgerechnete Projekte
aus allen bundesländern. die neuen objektdokumentationen wer-
den jährlich veröffentlicht - nach den rubriken neubau, altbau und
freianlagen. im Juli publizierte das bKi den 16. neubau-band „n16“. 
im neuen band befinden sich 102 aktuell realisierte neubau-objekte
zu allen wichtigen gebäudearten. so wurden beispielsweise neue
büro- und Verwaltungsgebäude, schulen und Kindergärten, sport-
bauten, gewerbe- und Kulturgebäude veröffentlicht. Zu allen objek-
ten sind die baukosten nach din 276 und leistungsbereichen
abgebildet. Zusätzlich erhalten nutzer die Kostenkennwerte für die
Kostengruppen der 3. ebene nach din 276 und tiefergehend auch auf
Cd-roM.

az.: 20.1.1.8-004/001

Bauordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen
Kommentar von Boeddinghaus/Hahn/Schulte/Radeisen/Schulte/van
Schewick/Wiesmann(Hrsg.). 159,99 Euro (inkl. ges. MwSt.); ISBN: 978-
3-8073-0672-8; Kommentar, Stand: 99. Aktualisierung Juni 2018, 4902
Seiten, Loseblattwerk zzgl. Aktualisierungslieferungen, in vier Ord-
nern, Sachgruppe: Länder/Bund/Vergaberecht; Hüthig Jehle Rehm
GmbH, Internet www.hjr-verlag.de 

der Kommentar zum bauordnungsrecht in nordrhein-Westfalen
ist gezielt für Praktiker konzipiert, mit schwerpunkten in der Kom-
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Juncker-Rede zur Lage der EU
ein Jahr vor ende seiner amtszeit hat eu-Kommissionspräsident
Jean-Claude Juncker am 12. september 2018 im europäischen Par-
lament zum letzten Mal eine rede zur lage der eu gehalten. Jun-
cker stellte seine Prioritäten für das kommende Jahr vor und führ-
te aus, wie die eu ihren „fahrplan für eine geeintere, stärkere und
demokratischere union“ weiter voranbringen kann. „es ist an der
Zeit, dass europa sein schicksal selbst in die Hand nimmt“, sagte
Juncker mit blick auf die zunehmend instabile Weltlage. unmit-
telbar nach der rede brachte die eu-Kommission 18 konkrete ini-
tiativen in den bereichen Migration und grenzmanagement, si-
cherheit, freie und sichere Wahlen, eu-Partnerschaft mit afrika
sowie zur eu als globalem akteur auf den Weg. 

Landeswettbewerb 
„Europa bei uns zuhause“

die sieger im landeswettbewerb „europa
bei uns zuhause“ stehen fest. so erhalten 34
Projekte der städtepartnerschaftsarbeit und
der grenzüberschreitenden Zusammenar-
beit mit den niederlanden und belgien je-
weils bis zu 5.000 euro. darunter sind auch
Mitgliedskommunen des städte- und ge-
meindebundes nrW: die städte attendorn,
detmold, Hamminkeln, lemgo, lichtenau,
stadtlohn, sundern und Warendorf sowie
die gemeinden brüggen, Hellenthal und
nordwalde. neben Kommunen und Partner-
schaftsvereinen konnten sich erstmals auch
zivilgesellschaftliche organisationen wie sportvereine, Kulturorga-
nisationen und freiwillige feuerwehren am Wettbewerb beteili-
gen.

Mehrheit für Abschaffung der 
Zeitumstellung
die eu-Kommission will die Zeitumstellung im frühjahr und Herbst
abschaffen. die eu-Mitgliedstaaten sollen dabei selbst entscheiden,
ob sie sich für sommer- oder Winterzeit entscheiden. die Kommis-
sion reagiert damit auf das ergebnis einer kürzlich durchgeführten
online-umfrage. danach stimmten mehr als 80 Prozent der 4,6 Mio.
teilnehmenden gegen eine Zeitumstellung von sommer- auf Win-
terzeit und umgekehrt. eine große Mehrheit sprach sich zudem ge-
gen eine rückkehr zur normalzeit, also der Winterzeit aus und will
dauerhaft die sommerzeit behalten. deutsche bürger/innen betei-
ligten sich mit rund drei Mio. teilnehmenden besonders rege an der
Konsultation.

Botschafterschulen des Europäischen
Parlaments
in diesem Jahr wurden bundesweit 26 neue schulen als botschafter-
schulen des europäischen Parlaments zertifiziert. unter den sechs
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mentierung zu den für die Praxis drängenden bereichen; wie z.b.
dem genehmigungsfreien und genehmigungspflichtigen bauvor-
haben, dem bauaufsichtlichen Verfahren, aber auch zu technischen
themen wie abstandflächen und bauprodukte.
anschauliche erläuterungen mit über 100 bildhaften darstellungen
und skizzen v.a. zu § 6 bauo nrW sowie eine übersichtliche glie-
derung erleichtern die Handhabung. ergänzend sind die für die
baurechtliche Praxis wichtigsten gesetze, Verordnungen und Ver-
waltungsvorschriften abgedruckt.
der seit Jahrzehnten eingeführte bauordnungskommentar von
Hahn/schulte/radeisen/schulte/van schewick ist eine zuverläs-
sige Hilfe für die tägliche arbeit. der Kommentar dient als aktueller
ratgeber zur lösung von fragen in der Praxis, die auch vor der
rechtsprechung bestand haben.

az.: 20.1.1.8-004/001

Kommunale Finanzwirtschaft
Nordrhein-Westfalen

Hrsg. von Heinz Dresbach, Dozent an der FHöV NRW, 45. Auflage,
September 2018, ca. 490 Seiten, Format DIN A 4, 14 Farbkodie- 
rungen, Fadengebunden, Preis 48,00 Euro, ISBN 978·3·9800·6742·3,
VERLAG DRESBACH, Bergisch Gladbach

eine rastlos agierende legislative und administration auf der ebene
des bundes, des landes und europas hat die kommunale finanz-
wirtschaftsmaterie und das Kommunalverfassungsrecht wieder in
nicht geringem Maße in bewegung gehalten. Zu nennen sind 
beispielgebend novellierungen der gemeindeordnung nrW, der
Kreisordnung nrW, der landschaftsverbandsordnung nrW, der 
gemeindehaushaltsverordnung nrW, der Zuordnungsvorschriften
Kontenrahmen nrW, der Zuordnungsvorschriften Produktgruppen
nrW, des gemeindefinanzierungsgesetzes nrW, des stärkungs-
paktgesetzes nrW, des tariftreue- und Vergabegesetzes nrW, der
abgabenordnung, des Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes
nrW, der erhöhungszahlverordnung, der Kommunalen Vergabe-
grundsätze, des orientierungsdatenerlasses, der entschädigungs-
verordnung sowie des runderlasses betreffend Kommunale
Kapitalanlagen.
die zweite nKf-evaluierung (Zweites nKf-Weiterentwicklungsge-
setz) harrt aufgrund der komplexen Herausforderung noch der 
realisierung. der Verabschiedungszeitpunkt ist derzeit nicht exakt
bestimmbar.
alle anpassungs- und reformmaßnahmen im referenzzeitraum
Juli 2017 bis Juni 2018 dokumentiert die vorliegende 45. auflage des
>dresbaCH< in gewohnt kompetenter Weise. damit präsentiert
sich das über Jahrzehnte etablierte standardwerk aufs neue in her-
vorragender fachspezifischer Verfassung und stellt seine ressort-
prägende stellung unter beweis: immer authentisch, umfassend
und nutzerfreundlich, dabei stets Maßstab in puncto aktualität
und Verarbeitungsqualität.
Hinzukommend genießt das fachbuch angesichts seines auf-
schlussreichen Vorworts, seines einzigartigen stichwortregisters
und seiner optischen leitfarbensystematik höchste Wertschätzung
bei Verwaltungspraktikern, kommunalwissenschaftlich studieren-
den und lehrenden sowie politischen Mandatsträgern.

az.: 41

e u r o Pa-
n e W s

zusammengestellt von 
Barbara Baltsch, 

Europa-Journalistin, 
E-Mail: barbara.baltsch

@kommunen.nrw
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Amtshaftung bei
Brandbekämpfung

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat in sei-
nem Urteil den Haftungsmaßstab ge-
klärt, der bei einem Feuerwehreinsatz
bei der Brandbekämpfung gilt. (Orien-
tierungssatz)

bgH, urteil vom 14.06.2018 
- az.: iii Zr 54/17 -

die Klägerin ist eigentümerin eines
grundstücks, auf dem sich das auslie-
ferungslager und das Verwaltungsge-
bäude eines Handelsunternehmens
befanden und auf dem in 2010 ein feu-
er ausbrach, das auf das lager- und das Verwaltungsgebäude
übergriff. die einsatzkräfte stellten fest, dass der brand der la-
gerhalle nicht mehr zu löschen war. sie bemühten sich stattdes-
sen, das ausbreiten des feuers auf eine benachbarte lagerhalle
zu vermeiden. Zu diesem Zweck setzte die feuerwehr zwischen
der brennenden Halle der Klägerin und dem benachbarten la-
gergebäude ein perfluoroctansulfathaltiges schaummittel ein. 
die schaumbestandteile gelangten in das erdreich und das
grundwasser. die beklagte stadt gab der Klägerin auf der grund-
lage des bundes-bodenschutzgesetzes sowie des landes-boden-
schutz- und altlastengesetzes umfangreiche Maßnahmen zur
sanierung ihres grundstücks auf. die Klägerin hat vorgetragen,
der von der feuerwehr der beklagten verwendete löschschaum
habe unter berücksichtigung des dadurch verursachten scha-
dens nicht eingesetzt werden dürfen. ein ausbreiten des brandes
habe auch ohne den einsatz des schaums verhindert werden
können.
das landgericht hat die Klage dem grunde nach für berechtigt
erklärt. das oberlandesgericht hat die berufung der beklagten
zurückgewiesen. der bgH schließlich hat die revision der beklag-
ten stadt zurückgewiesen. die Vorinstanz habe rechtsfehlerfrei
erkannt, dass die entscheidung des einsatzleiters der feuerwehr,
den perfluoroctansulfathaltigen schaum zu verwenden, um ei-
nen Übergriff des feuers auf die benachbarte lagerhalle zu ver-
hindern, ermessensfehlerhaft und damit amtspflichtwidrig war
und der einsatzleiter dabei auch (einfach) fahrlässig handelte.
der beklagten komme nicht das Haftungsprivileg im sinne von
§ 680 bgb zugute. 
im rahmen des amtshaftungsanspruchs gemäß § 839 abs. 1 bgb
begründe grundsätzlich jeglicher grad von fahrlässigkeit die Haf-
tung wegen einer amtspflichtverletzung. dies gelte auch für die
im rahmen eines noteinsatzes erfolgende öffentlich-rechtliche
gefahrenabwehr. einer absenkung des Haftungsmaßstabes be-
dürfe es in solchen fällen nicht. amtsträger, zu deren Pflicht die
„berufsmäßige“ abwehr einer dringenden gefahr gehört, seien
typischerweise auf die hiermit verbundenen noteinsätze vorbe-
reitet, hierfür ausgebildet und könnten auf entsprechende er-
fahrungen aus dem berufsalltag zurückgreifen. das risiko eines
fehlverhaltens solcher professionellen nothelfer sei deutlich ge-
ringer als bei zufällig hinzutretenden Personen. 

gericht
in kÜrze

zusammengestellt 
von Referent 

Carl Georg Müller, 
StGB NRW

schulen aus nordrhein-Westfalen sind das städtische stiftsgymna-
sium in Xanten, die gesamtschule der stadt brühl und das silverberg
gymnasium in bedburg. eine schule wird zertifiziert, wenn sie nach-
weislich eu-spezifische themen unter intensiver einbindung von
Juniorbotschafter(inne)n in den schulalltag integriert. bis ende
2018 wird es deutschlandweit insgesamt 60 botschafterschulen
geben, die in engem austausch mit dem Verbindungsbüro des
europäischen Parlaments in berlin stehen.

Infokampagne zur Europawahl 2019

im Mai 2019 wird das europäische Parlament neu gewählt. da-
zu hat das eP eine Kampagne ins leben gerufen, mit deren Hilfe
die Wahlbeteiligung in der europäischen union erhöht werden
soll. unter dem Motto „diesmal wähle ich!“ sollen europäische
bürger/innen dazu animiert werden, sich in ihrem sozialen um-
feld für die europawahl zu engagieren, indem sie etwa in sozia-
len netzwerken auf die Wahl aufmerksam machen. Zudem wer-
den im internet Videos junger Menschen aus mehreren
eu-Mitgliedstaaten veröffentlicht, die in kurzen Wortbeitragen
erläutern, welche gesellschaftspolitischen themen ihnen wich-
tig sind und warum sie an der europawahl 2019 teilnehmen
werden. Mitmachen kann man im internet unter 
www.thistimeimvoting.eu/de .

NRW-Schülerwettbewerb 
„EuroVisions 2018“

der nordrhein-westfälische schülerwettbewerb „euroVisions
2018“ steht im Zeichen der kommenden Wahl zum europä-
ischen Parlament. unter dem Motto „posten - snappen - liken…
wählen!“ sollen Jugendliche in bildern oder Kurzfilmen ihre
Mitmenschen dafür begeistern, sich an der europawahl im 
Mai 2019 zu beteiligen. teilnehmen können schüler/innen der
sekundarstufen i und ii aus nrW sowohl als einzelpersonen,
arbeitsgruppen oder Klassen. in der Kategorie „bilder“ gibt es
für die drei erstplatzierten jeder sekundarstufe jeweils 750, 
500 und 300 euro. der beste Kurzfilm wird mit jeweils 750 euro
prämiert. einsendeschluss ist der 30. november 2018, mehr 
infos im internet unter https://mbem.nrw/de/eurovisions . 

Suche nach grünsten Städten Europas 

die eu-Kommission sucht die grüne Hauptstadt europas für das
Jahr 2021 und das europäische grüne blatt für das Jahr 2020. um
den „european green Capital award“ können sich städte mit mehr
als 100.000 einwohner/innen bewerben, wobei die siegerstadt
350.000 euro erhält. der „european green leaf award“ steht Kom-
munen mit 20.000 bis 100.000 einwohner/innen offen. die ge-
winnerin dieses Wettbewerbs kann sich über 75.000 euro freuen.
daneben erhalten alle finalstädte Zugang zu einem exklusiven
netzwerk, in dem gute Praxisbeispiele und informationen bereit-
gestellt werden. die bewerbungsfrist für beide Wettbewerbe en-
det am 18. oktober 2018. Mehr infos im internet unter http://
ec. europa.eu/egca2021 undhttp://ec.europa.eu/egca2020. ◼
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wartenden finanziellen unterstützung durch die stadt die auf-
gabe als solche nichtgewerblicher art zu qualifizieren sei. 
für die risikotragung sei nicht entscheidend, ob ein Mechanis-
mus zum ausgleich etwaiger finanzieller Verluste ausdrücklich
vorgesehen ist. Vielmehr genüge für die annahme einer nichtge-
werblichen aufgabe, dass die gebietskörperschaften, denen eine
gesellschaft gehört, deren Zahlungsunfähigkeit aller Voraussicht
nach nicht in Kauf nehmen und, soweit erforderlich, eine rekapi-
talisierung der gesellschaft durchführen würden, damit diese ih-
re im allgemeininteresse liegenden aufgaben wahrnehmen
kann. dies gelte insbesondere, wenn Hauptzweck der tätigkeit
der gesellschaft nicht die erzielung von gewinnen ist, sondern
die förderung des allgemeinwohls, und wenn die gebietskörper-
schaften in der Vergangenheit bereits einmal öffentliche Mittel
für die Verfolgung der gesellschaftszwecke zur Verfügung ge-
stellt haben. 
im fall der Westfalenhallen dortmund gmbH kam das olg zwar
zu dem ergebnis, dass die gesellschaft die mit ihrer tätigkeit ver-
bundenen risiken, insbesondere ihr insolvenzrisiko, selbst trage.
allerdings werde diese gesellschaft nicht zu normalen Marktbe-
dingungen tätig, da sie die zu bewirtschaftenden liegenschaften
von der stadt erhalte, ohne an diese im ergebnis Pacht- oder erb-
bauzinsen zahlen zu müssen. dies stehe ersichtlich mit dem um-
stand in engem Zusammenhang, dass die stadt über ihre gesell-
schafterstellung das Handeln der gesellschaft allein steuere und
damit ihre strukturpolitischen Ziele verfolge. die günstigen Kon-
ditionen würde ein privater Konkurrent von der stadt nicht be-
kommen. auch hier lag somit eine nichtgewerbliche tätigkeit vor
und wurde die eigenschaft als öffentlicher auftraggeber folglich
bejaht.

Internet-Fotos auf Schulwebsite

Das Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) betrifft die Aus-
legungsfrage, ob der Begriff „öffentliche Wiedergabe“ die Einstel-
lung einer Fotografie auf eine Website erfasst, wenn die Fotografie
zuvor ohne eine Beschränkung, die ihr Herunterladen verhindert,
und mit Zustimmung des Urheberrechtsinhabers auf einer anderen
Website veröffentlicht worden ist.

eugH, urteil vom 07.08.2018
- az.: C-161/17 - 

nachdem ein fotograf den betreibern eines reisemagazin-Por-
tals erlaubt hatte, auf ihrer Website eine seiner fotografien zu
veröffentlichen, lud eine schülerin einer in nordrhein- Westfalen
gelegenen sekundarschule (gesamtschule Waltrop) die betref-
fende fotografie von dieser Website (wo sie frei zugänglich war)
herunter, um ein schülerreferat zu illustrieren. dieses referat
wurde anschließend auf der Website der schule veröffentlicht. 
der fotograf verklagte daraufhin das land auf schadenersatz so-
wie darauf, diesem die Vervielfältigung der fotografie zu verbie-
ten. der bgH hat in der folge den eugH um auslegung der urhe-
berrechtsrichtlinie (richtlinie 2001/29/eg des europäischen
Parlaments und des rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung
bestimmter aspekte des urheberrechts und der verwandten
schutzrechte in der informationsgesellschaft, abl. 2001, l 167, s.

die für die amtspflichtverletzungen ihrer amtsträger gemäß art.
34 s. 1 des grundgesetzes haftenden öffentlich-rechtlichen Kör-
perschaften seien zudem gegen die mit feuerwehreinsätzen ver-
bundenen finanziellen risiken und Kosten besser abgesichert
als der private nothelfer. Würde dagegen für die gesamte öf-
fentlich-rechtliche gefahrenabwehr, soweit sie notsituationen
betrifft, ein reduzierter Haftungsmaßstab gelten, wären bedeu-
tende bereiche staatlicher tätigkeit von der Haftung für einfache
fahrlässigkeit ausgenommen. eine derartige Haftungsprivilegie-
rung sei mit den grundsätzen der amtshaftung weder vereinbar
noch erforderlich. denn der besonderen situation eines notein-
satzes könne auch im rahmen der Prüfung des Vorwurfs der ein-
fachen fahrlässigkeit hinreichend rechnung getragen werden.

Kommunale Eigengesellschaften 
als Auftraggeber
Das Oberlandesgericht (OLG) Düsseldorf hat sich in zwei Entschei-
dungen mit der Einstufung kommunaler Gesellschaften als öffent-
liche Auftraggeber i. S. d. § 99 Nr. 2 GWB beschäftigt. Sowohl für
die Westfalenhallen Dortmund GmbH als auch für die Koelnmesse
GmbH hat das OLG diese im Ergebnis bejaht.

olg düsseldorf, beschlüsse vom 21.03.2018 und 18.04.2018 
- az.: Vii-Verg 50/16 und Vii-Verg 28/17 -

bei kommunalen eigengesellschaften kommt es für die eigen-
schaft als öffentliche auftraggeber im sinne des eu-Vergabe-
rechts (und damit für die Pflicht, das oberschwellenvergabe-
recht einzuhalten) neben der finanziellen und organisatorischen
abhängigkeit von der Kommune maßgeblich darauf an, dass die-
se „im allgemeininteresse liegende aufgaben“ wahrnehmen, die
„nichtgewerblicher art“ sind. im allgemeininteresse liegende
aufgaben sind tätigkeiten, die der befriedigung kollektiver be-
dürfnisse dienen. Zu berücksichtigten ist dabei aus sicht des eu-
ropäischen gerichtshofs (eugH) insbesondere, ob es sich um ei-
ne aufgabe handelt, bei der die gebietskörperschaft einen
entscheidenden einfluss behalten möchte. 
die nichtgewerblichkeit nimmt der eugH bereits dann an, wenn
das unternehmen von Marktmechanismen entkoppelt ist, also
eine marktbezogene sonderstellung hat, die den Wettbewerbs-
druck reduziert und damit die gefahr schafft, dass der Wettbe-
werb verfälscht wird. diese sonderstellung muss sich nicht aus
rechtsregeln ergeben. nach der rechtsprechung des eugH bedarf
es des Vergaberechts bereits dann, wenn es politisch wahrschein-
lich ist, dass die öffentliche Hand etwaige Verluste tragen wird
(eugH, urteil v. 16.10.2003, rs C-283/00 - siePsa; eugH v.
10.04.2008, rs C-393/06 - aigner). Maßgeblich ist daher insbe-
sondere, inwieweit eine kommunale eigengesellschaft ihr wirt-
schaftliches risiko (bzw. das der insolvenz) alleine tragen muss.
das olg düsseldorf stellt zunächst klar, dass die Veranstaltung
von Messen, ausstellungen und unterhaltungsveranstaltungen
eine aufgabe von strukturpolitischer bedeutung sei und damit
im öffentlichen interesse liege. anschließend an die eugH-Krite-
rien zur nichtgewerblichkeit geht das olg düsseldorf in bezug
auf Koelnmesse gmbH davon aus, dass insbesondere wegen der
in der Vergangenheit geleisteten und auch für die Zukunft zu er-
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STÄDTE- UND GEMEINDERAT10) ersucht, der zufolge der urheber eines Werkes grundsätzlich
das ausschließliche recht hat, die öffentliche Wiedergabe dieses
Werks zu erlauben oder zu verbieten.
die oben genannte auslegungsfrage hat der eugH bejaht. eine
fotografie könne urheberrechtlich geschützt sein, sofern sie (was
das nationale gericht zu prüfen hat) die eigene geistige schöp-
fung des urhebers darstellt, in der dessen Persönlichkeit zum
ausdruck kommt und die sich in dessen bei ihrer Herstellung ge-
troffenen freien kreativen entscheidungen ausdrückt. sodann
stellt der gerichtshof fest, dass vorbehaltlich der in der richtlinie
erschöpfend aufgeführten ausnahmen und beschränkungen je-
de nutzung eines Werks durch einen dritten ohne eine vorherige
Zustimmung des urhebers die rechte des urhebers dieses Werks

verletzt. denn die richtlinie solle ein
entsprechend hohes schutzniveau

für die urheber gewährleisten, um
diesen die Möglichkeit zu geben, für
die nutzung ihrer Werke u. a. bei ei-

ner öffentlichen Wiedergabe eine an-
gemessene Vergütung zu erhalten. 

im vorliegenden fall sei es als „Zugäng-
lichmachung“ und folglich als „Hand-
lung der Wiedergabe“ einzustufen,
wenn auf eine Website eine zuvor
auf einer anderen Website veröffent-

lichte fotografie eingestellt wird (vor
diesem einstellen war sie auf einen

privaten server kopiert worden). denn
durch ein solches einstellen werde den be-
suchern der Website, auf der die einstel-
lung erfolgt ist (vorliegend die Website der
schule), der Zugang zu der betreffenden fo-

tografie auf dieser Website ermöglicht. au-
ßerdem sei die einstellung eines urheber-

rechtlich geschützten Werks auf eine andere
Website als die, auf der die ursprüngliche Wiedergabe mit der
Zustimmung des urheberrechtsinhabers erfolgt ist, unter um-
ständen wie denen des ausgangsverfahrens als Zugänglichma-
chung für ein neues Publikum einzustufen. denn unter solchen
umständen bestehe das Publikum, an das der urheberrechtsin-
haber bei seiner Zustimmung gedacht hatte, nur aus den nutzern
dieser neuen Website oder sonstigen internetnutzern. 
insoweit weist der gerichtshof darauf hin, dass ein solches ein-
stellen von der Zugänglichmachung eines geschützten Werks
über einen anklickbaren link, der auf eine andere Website ver-
weist, auf der das Werk ursprünglich wiedergegeben worden ist,
zu unterscheiden ist. denn im gegensatz zu Hyperlinks, die zum
funktionieren des internets beitragen, trage die einstellung ei-
nes Werks auf eine Website ohne die Zustimmung des urheber-
rechtsinhabers, nachdem es zuvor auf einer anderen Website mit
dessen Zustimmung wiedergegeben worden war, nicht im glei-
chen Maße zu diesem Ziel bei. schließlich betont der gerichtshof,
dass es keine rolle spiele, dass der urheberrechtsinhaber - wie
im vorliegenden fall - die Möglichkeiten der internetnutzer zur
nutzung der fotografie nicht eingeschränkt hat. ◼
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